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A. Einleitung 

1. Am 23. September und 29. Oktober 2025 besuchte eine Delegation1 der Nationalen 

Kommission zur Verhütung von Folter (NKVF) die Polizei Basel-Landschaft. Sie 

besuchte die Polizeihauptposten Allschwil, Binningen, Muttenz, Mobile Polizei Ost, 

Mobile Polizei West und den Polizeistützpunkt in Liestal. Zudem besichtigte sie die von 

der Polizei genutzten Zellen in den Gefängnissen in Liestal und Muttenz.2 Ziel des 

Besuchs war es, die Behandlung von inhaftierten Personen3 durch die Polizei Basel-

Landschaft zu überprüfen. Der Fokus lag insbesondere auf körperlichen 

Durchsuchungen, Fesselungen und Transporten. Die Kommission überprüfte weiter die 

materiellen Bedingungen der Zellen in den Polizeistationen4, die Umsetzung einzelner 

Verfahrensrechte und die Kriterien, nach welchen Korpsangehörige eine ärztliche 

Überprüfung der Hafterstehungsfähigkeit anordnen. 

1. Methodik 

2. Der vorliegende Bericht stellt die wichtigsten Feststellungen der Kommission dar und 

zeigt auf, wo Handlungsbedarf besteht. Er stützt sich auf die von der Delegation 

gemachten Beobachtungen an den besuchten Standorten, die Gespräche mit Personen 

in Polizei- und Untersuchungshaft5, die Gespräche mit Korpsangehörigen der Polizei 

Basel-Landschaft sowie auf die Analyse von zugestellten sowie vor Ort gesichteten 

Dokumenten und Statistiken.6 

3. Das Kommando der Polizei Basel-Landschaft und die Kommission tauschten sich im 

Rahmen eines Feedbackgespräches am 30. Januar 2026 über die Erkenntnisse und 

Empfehlungen des Besuches aus. 

 
1 Hanspeter Kiener (Delegationsleiter), Urs Hepp (Kommissionsmitglied), Helena Neidhart (Kommissionsmitglied), 
Myriam Heidelberger (23. September, Kommissionsmitglied), Reto Medici (23. September, Kommissionsmitglied), 
Martina Caroni (29. Oktober, Kommissionsmitglied), Anette Keller (29. Oktober, Kommissionmitglied), Valentina 
Stefanović (Wissenschaftliche Mitarbeiterin), Lukas Heim (23. September, wissenschaftlicher Mitarbeiter) und 
Livia Hadorn (29. Oktober, Geschäftsführerin).  
2 Beide Besuchstage erfolgten unangekündigt. 
3 Der Bericht bezeichnet alle Personen, denen die Freiheit entzogen ist, als inhaftierte Personen. Dabei definieren 
das Bundesgesetz über die NKVF und das Fakultativprotokoll zur UNO-Antifolterkonvention den Begriff des 
Freiheitsentzuges als die von einer Behörde angeordnete oder zumindest geduldete Unterbringung einer Person 
in einer Einrichtung, «die sie nicht nach Belieben verlassen darf» (Art. 3 des Bundesgesetzes vom 20. März 2009 
über die Kommission zur Verhütung von Folter, SR 150.1 und Art. 4 Abs. 2 des Fakultativprotokolls vom 
18. Dezember 2002 zum Übereinkommen gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder 
erniedrigende Behandlung oder Strafe, SR 0.105.1). 
4 Die Polizei Basel-Landschaft unterscheidet zwischen Gewahrsamszellen und Wartezellen. Soweit nicht 
ausdrücklich anders vermerkt, verwendet der Bericht den Begriff «Zelle» als Sammelbegriff für Gewahrsams- und 
Wartezellen. Eine Unterscheidung erfolgt nur dort, wo sie für die Darstellung der Feststellungen oder 
Beurteilungen relevant ist. 
5 Die Delegation führte im Gefängnis Muttenz Gespräche mit Personen in Untersuchungshaft, um sich über ihre 
Behandlung durch die Korpsangehörigen der Polizei Kanton Basel-Landschaft sowie die Unterbringung in den 
Zellen der Polizeiposten zu informieren. Die Haftbedingungen in den Gefängnissen in Liestal und Muttenz waren 
nicht Gegenstand der Gespräche. 
6 Die im vorliegenden Bericht enthaltenen Feststellungen und Empfehlungen spiegeln die von der Kommission für 
den Besuch festgelegten Schwerpunkte wider. Daraus kann nicht gefolgert werden, dass in den besuchten 
Einrichtungen keine weiteren menschenrechtlich relevanten Fragestellungen bestehen. Themen und Praktiken, 
die in diesem Bericht nicht oder nur am Rande behandelt werden, gelten durch die Kommission weder als 
stillschweigend gutgeheissen noch als menschenrechtskonform anerkannt. 
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2. Durchführung des Besuches und Zusammenarbeit 

4. Die Delegation wurde von den Korpsangehörigen der Polizei Basel-Landschaft 

freundlich empfangen. Diese standen der Delegation jederzeit für Fragen zur Verfügung. 

Die Polizei stellte der Delegation alle erbetenen Unterlagen wie Dienstanweisungen, 

Berichte und Statistiken zu und gewährte während des Besuches ohne 

Einschränkungen Einsicht in Unterlagen, einschliesslich Einvernahmeprotokolle. Auch 

die Mitarbeitenden der kantonalen Gefängnisse in Liestal und Muttenz standen der 

Delegation jederzeit zur Verfügung. Die Delegation konnte sich mit den inhaftierten 

Personen vertraulich unterhalten. 

B. Beobachtungen, Erkenntnisse und Empfehlungen 

1. Generelle Bemerkungen 

5. Die Kommission stellt fest, dass die Polizei Basel-Landschaft über kein Register oder 

System verfügt, das einen vollständigen Überblick über die aktuelle Anzahl der im 

Kanton von der Polizei inhaftierten Personen ermöglicht. Inhaftierte Personen werden 

ab Falleröffnung in einem zentralen Register erfasst. Personen, die lediglich für kurze 

Wartezeiten in Zellen untergebracht sind, werden unter Umständen nicht registriert. Die 

Kommission ist der Ansicht, dass die Führung eines Registers aller von der Polizei 

inhaftierten Personen die Transparenz erhöhen und zur Wahrung der Grund- und 

Menschenrechte der Betroffenen beitragen würde.7 

6. Die Polizei Basel-Landschaft führte zwischen September und November 2025 den 

Pilotbetrieb «Zentrale Haftstelle» durch. Dabei wurde das zur «Abarbeitung» von 

verhafteten Personen verwendete Pikett-System zwischen 05:45 und 17:54 Uhr durch 

eine zentrale Haftstelle ersetzt. Abwechselnd wurden jeweils vier Korpsangehörige für 

zwei Tage auf dem Polizeihauptposten der Mobilen Polizei West in Arlesheim für die 

«Abarbeitung» von angehaltenen und festgenommenen Personen eingesetzt.8 Die 

Kommission begrüsst den Ansatz der zentralen Haftstelle, da dieser zu klaren Abläufen 

sowie zu einer Entlastung der Korpsangehörigen im Aussendienst beiträgt und die 

Rahmenbedingungen für einen professionellen Umgang mit den inhaftierten Personen 

verbessert. 

7. Die Polizei Basel-Landschaft verfügt über eine Vielzahl von Merkblättern, Checklisten 

und internen Anweisungen, anhand derer Abläufe strukturiert und standardisiert werden. 

Eine solche Standardisierung kann zur Vermeidung von Fehlhandlungen beitragen und 

unterstützt eine einheitliche, rechtsstaatliche und an menschenrechtlichen Vorgaben 

orientierte Praxis. 

 
7 CNPT, Rapport au Conseil d’État du canton de Fribourg concernant la visite de la Commission nationale de 
Prévention de la torture dans les postes de la police cantonale de Fribourg des 5 et 26 septembre 2023, 23 avril 
2024 (zit. CNPT, Rapport concernant la police cantonale de Fribourg), Rz. 7; Rapport au Gouvernement de la 
Suisse relatif à la visite du CPT effectuée en Suisse du 19 au 18 mars 2024, 29 juillet 2024, CPT(2024)34, 
(zit. CPT, Bericht Schweiz 2024), Rz. 48; Die Kommission weist darauf hin, diesen Aspekt bei der Einführung des 
Betriebs «Zentrale Haftstelle» zu berücksichtigen. 
8 Dabei wurden Korpsangehörige der Hauptabteilung Sicherheitspolizei sowie der Kriminalpolizei oder 
Verkehrspolizei eingesetzt. 
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2. Behandlung von festgenommenen Personen 

8. Die Delegation sprach im Rahmen ihres Besuches mit 14 im Gefängnis in Muttenz 

inhaftierten Personen. Die meisten inhaftierten Personen berichteten von einem 

korrekten Umgang durch die Korpsangehörigen. 

9. Die Kommission erhielt auch Schilderungen von problematischen Behandlungen bei der 

Festnahme. So erwähnte eine inhaftierte Person, dass die anwesenden 

Korpsangehörigen bei ihrer Verhaftung grob mit ihr umgegangen seien, sie angeschrien 

und unangemessen mit ihr gesprochen hätten.9 In einem weiteren Fall berichtete eine 

inhaftierte Person von unangemessenen Aussagen der Korpsangehörigen bei der 

Verhaftung.10 Die Aussagen der inhaftierten Personen konnten von der Delegation nicht 

überprüft werden. Die Kommission erinnert dennoch an das Verbot jeglicher grausamer, 

unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung11 sowie an die Pflicht der Behörden, 

bei begründetem Verdacht auf eine solche Handlung eine unabhängige und wirksame 

Untersuchung einzuleiten.12 Die Polizei darf bei der Festnahme nicht mehr Gewalt 

anwenden, als unbedingt notwendig ist. Sobald eine festgenommene Person unter 

Kontrolle gebracht worden ist, gibt es keine Rechtfertigung dafür, ihr gegenüber weitere 

Gewalt anzuwenden.13 

10. Eine inhaftierte Person berichtete der Kommission, dass ihr bei der Verhaftung durch 

maskierte Korpsangehörige eine Augenmaske angelegt wurde. Die Maske sei für den 

Transport wie auch die körperliche Durchsuchung auf dem Polizeiposten belassen 

worden. Von den Korpsangehörigen wurde bestätigt, dass die Anwendung einer 

Augenmaske in bestimmten Situationen (z.B. je nach Schweregrad des Delikts, 

Wiederholungstäterschaft oder Zugriffsörtlichkeit) ab der Festnahme bis zur Verbringung 

an einen sicheren Ort zur Anwendung gelangen kann. Der Einsatz von Augenmasken 

bei inhaftierten Personen stellt gemäss dem Europäischen Komitee zur Verhütung von 

Folter (CPT) eine einschüchternde Praxis dar, deren Auswirkungen auf die betroffene 

Person häufig einer psychischen Misshandlung gleichkommen.14 Die UNO-

Sonderberichterstatterin über Folter zählt Augenbinden zu den verbotenen Mitteln, da 

sie ein erhöhtes Risiko schwerer Verletzungen bergen, übermässigen Stress sowie 

körperliche Schmerzen oder geistiges Leiden verursachen und eine erniedrigende oder 

 
9 Nach Angaben der betroffenen Person habe ein Korpsangehöriger mit dem Fuss stark auf ihr Gesäss gedrückt, 
während dem sie mit dem Bauch auf dem Boden lag. Sie habe daraufhin Schürfwunden an ihren Genitalien 
gehabt. Zudem sei sie von einem Korpsangehörigen als «Huhrensohn» bezeichnet worden. 
10 Nach Angaben der betroffenen Person habe ein Korpsangehöriger sie mit «Halt die Fresse» adressiert, 
nachdem er probiert hatte, die gemeinsam mit ihm verhaftete Person anzusprechen. 
11 Art. 10 Abs. 3 der Bundesverfassung der Schweizerischen Eidgenossenschaft (BV) vom 18. April 1999, 
SR 101; Art. 16 des Übereinkommens vom 10. Dezember 1984 gegen Folter und andere grausame, 
unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe, SR 0.105; Art. 7 des Internationalen Pakts vom 
16. Dezember 1966 über bürgerliche und politische Rechte, SR 0.103.2; Art. 3 der Konvention vom 4. November 
1950 zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten (EMRK), SR 0.101. 
12 CNPT, Rapport concernant la police cantonale de Fribourg, Rz. 11. 
13 Rapport au Conseil fédéral suisse relatif à la visite effectuée en Suisse par le Comité européen pour la 
prévention de la torture et des peines ou traitements inhumains ou dégradants (CPT) du 22 mars au 1er avril 
2021, CPT/Inf(2022)9, (zit. CPT, Bericht Schweiz 2022), Rz. 18. 
14 Entwicklungen der CPT-Standards bezüglich Polizeigewahrsam, Auszug aus dem 12. Jahresbericht des CPT, 
CPT/Inf(2002)15-part (Developments concerning CPT standards in respect of police custody, Extract from the 
12th General Report of the CPT, CPT/Inf(2002)15-part) (zit. CPT/Inf(2002)15-part), Rz. 38. 
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entwürdigende Wirkung haben können.15 Die polizeiliche Vermummung kann aus 

einsatztechnischen Gründen erforderlich sein. Demgegenüber stellt das Verbinden der 

Augen inhaftierter Personen einen erheblich stärkeren Eingriff dar, der die Würde, das 

Sicherheitsgefühl und die Orientierung der betroffenen Personen in unzumutbarer Weise 

beeinträchtigt. Der Einsatz von Augenbinden kann nach Ansicht der Kommission 

eine erniedrigende und unmenschliche Behandlung darstellen, insbesondere im 

Rahmen von körperlichen Durchsuchungen. Die Kommission empfiehlt der Polizei 

Basel-Landschaft, auf den Einsatz von Augenbinden zu verzichten.16  

2.1. Körperliche Durchsuchungen 

11. Gemäss internationalen Standards ist eine körperliche Durchsuchung mit vollständiger 

Entkleidung nur zulässig, wenn ernsthafte und konkrete Hinweise auf Selbst- oder 

Fremdgefährdung vorliegen und muss stets zweiphasig erfolgen.17 Die Polizei Basel-

Landschaft verfügt über eine Dienstvorschrift zur Personendurchsuchung.18 Diese ist 

inhaltlich klar ausgestaltet und greift verschiedene menschenrechtliche Anforderungen 

auf. Gemäss Dienstvorschrift ist bei angehaltenen oder festgenommenen Personen 

nach Verbringung auf einen Polizeiposten immer eine Grobdurchsuchung 

durchzuführen. Liegt hingegen keine Anhaltung oder Festnahme vor, ist eine solche 

Massnahme nicht gerechtfertigt.19 Weiter stellt die Dienstvorschrift klar, dass die 

teilweise oder vollständige Entkleidungen sowie Kontrollen des Intimbereichs im 

Rahmen einer Leibesvisitation nicht standardmässig erfolgen dürfen, sondern nur bei 

konkreten Anhaltspunkten und wenn sie unbedingt erforderlich sind. Sie führt zudem 

spezifische Anhaltspunkte auf, die eine Leibesvisitation erforderlich machen können.20 

Leibesvisitationen bei vollständiger Entkleidung sind gemäss Dienstvorschrift in der 

Regel zweiphasig vorzunehmen.21  

12. Nach Angaben der Korpsangehörigen richtet sich die Durchführung und der Umfang 

einer körperlichen Durchsuchung nach dem Delikt sowie dem Verhalten 

beziehungsweise dem Zustand der inhaftierten Person. Zudem wird das weitere 

Vorgehen berücksichtigt, beispielsweise ob eine Entlassung oder ein Transport in ein 

Gefängnis vorgesehen ist. Bei geringfügigen Delikten verzichten die Korpsangehörigen 

teilweise vollständig auf eine körperliche Durchsuchung. Die Kommission begrüsst, dass 

 
15 Interim report of the Special Rapporteur on torture and other cruel, inhuman or degrading treatment or 
punishment, Alice Jill Edwards, A/78/324, 24. August 2023, Rz. 45. 
16 Interim report of the Special Rapporteur on torture and other cruel, inhuman or degrading treatment or 
punishment, Alice Jill Edwards, A/78/324, 24. August 2023, Rz. 45; CPT/Inf(2002)15-part, Rz. 38; EGMR, Wieser 
gegen Österreich, Nr. 2293/03, Urteil vom 22. Februar 2022. 
17 CPT, Bericht Schweiz 2024, Rz. 66; Europäische Strafvollzugsgrundsätze, Empfehlung Rec(2006)2 des 
Ministerkomitees des Europarates, 11. Januar 2006, (zit. Europäische Strafvollzugsgrundsätze), Regel 54.4. 
18 Die Polizei Basel-Landschaft unterscheidet bei «Personendurchsuchungen» zwischen (1) Grobdurchsuchung: 
Abtasten über den Kleidern und Durchsuchung der getragenen Kleidung, sofern vorhanden mithilfe von 
Metalldetektoren, (2) Leibesvisitation: visuelle (berührungsfreie) Kontrolle der Körperoberfläche sowie der 
Körperöffnungen und -höhlen, die ohne Hilfsmittel einsehbar sind und (3) Sach- und Effektendurchsuchung: 
Durchsuchung von ausgezogenen Kleidungsstücken und mitgeführten Gegenständen, Behältnissen oder 
Fahrzeugen. 
19 Dienstvorschrift 3.1.12 zur Personendurchsuchung vom 30. Mai 2024, Rz. 4.3.1. 
20 Die Dienstvorschrift nennt hier Hinweise auf ein Gewalt- oder Gefährdungspotenzial sowie konkrete 
Verdachtsmomente, dass die betroffene Person gefährliche oder sicherzustellende Gegenstände unter der 
Kleidung oder in einsehbaren Körperöffnungen mitführen könnte. 
21 Dienstvorschrift 3.1.12 zur Personendurchsuchung vom 30. Mai 2024, Rz. 4.3.1 und 4.3.2. 
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körperlichen Durchsuchungen auf Grundlage des Verhältnismässigkeitsprinzips 

vorgenommen und nur in begründeten Fällen durchgeführt werden. Trotzdem weist die 

Kommission darauf hin, dass mehrere inhaftierte Personen berichteten, dass sie sich für 

die Leibesvisitation vollständig nackt ausziehen mussten.22 Ein inhaftierter Mann 

berichtete, dass bei seiner Durchsuchung auch eine Polizistin anwesend war. 

13. Die Dienstvorschrift hebt weiter hervor, dass das Einnehmen einer unangenehmen 

Stellung (z.B. Bücken, in die Hocke gehen) einen schweren Eingriff in die Privatsphäre 

der betroffenen Person darstellt.23 Mehrere Korpsangehörige haben der Delegation 

berichtet, dass inhaftierte Personen sich bei Leibesvisitationen unter Umständen nach 

vorne bücken oder in die Hocke gehen und husten müssten. In Einzelfällen müssten 

inhaftierte Personen die Gesässbacken spreizen.24 Gemäss dem Europäischen 

Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) können körperliche Durchsuchungen das 

Verbot der unmenschlichen oder erniedrigenden Behandlung der Europäischen 

Menschenrechtskonvention verletzen, wenn sie in einer entwürdigenden Art und Weise 

durchgeführt werden.25 Nach Ansicht der Kommission ist die Einnahme bestimmter 

Positionen, wie etwa das Bücken oder Spreizen zur Sichtprüfung des Intimbereichs, nur 

bei absoluter Notwendigkeit und starkem Verdacht auf verbotene Gegenstände im 

Körper zulässig. Ohne diese Voraussetzungen erachtet die Kommission ein solches 

Vorgehen als erniedrigend. 

14. Die Kommission stellte fest, dass bestimmte Zellen, in denen von der Polizei 

Leibesvisitationen durchgeführt werden, mit Videokameras ausgestattet sind. So etwa 

die Zellen im Polizeistützpunkt in Liestal26 und der Mobilen Polizei Ost in Sissach.27 Auch 

in den von der Polizei genutzten und videoüberwachten Zellen in den Gefängnissen in 

Liestal und Muttenz werden Leibesvisitationen vorgenommen.28 Gewisse Zellen werden 

ab dem Zeitpunkt ihrer Nutzung durchgehend videoüberwacht. Auf dem 

Polizeihauptposten der Mobilen Polizei West29 werden Leibesvisitationen gemäss 

Korpsangehörigen nicht in den videoüberwachten Gewahrsamszellen, sondern in eigens 

dafür bestimmten Räumen durchgeführt. Die Kommission empfiehlt zum Schutz der 

Privatsphäre der inhaftierten Personen, Leibesvisitationen nicht in 

videoüberwachten Räumen durchzuführen.30 

 
22 Diese Aussage wurde von fünf inhaftierten Personen getätigt. 
23 Dienstvorschrift 3.1.12 zur Personendurchsuchung vom 30. Mai 2024, Rz. 4.3.2. 
24 In einem Einzelfall erfolgte die Massnahme gestützt auf die Aussage der inhaftierten Person, sie führe eine 
Rasierklinge mit sich. 
25 BGE 146 I 97 E. 2.7; EGMR, Safi und andere gegen Griechenland, Nr. 5418/15, Urteil vom 7. Juli 2022, 
Rz. 190-192 und EGMR, Frérot gegen Frankreich, Nr. 70204/01, Urteil vom 12. Juni 2007, Rz. 41. 
26 Weisung zum Betrieb Wartezellen PS Liestal (Gutsmatte) vom 3. April 2024, Rz. 10.1, wonach sämtliche 
Wartezellen mit Videokameras ausgerüstet sind. Grundsätzlich ist beim Einschluss die Videoanlage in allen 
Wartezellen aktiv geschaltet. 
27 Weisung zum Betrieb Zellen Werkhof Sissach (MOP) vom 10. April 2024, Rz. 10.1. wonach sämtliche Zellen 
mit Videokameras ausgerüstet sind. Die Bilder müssen vor Einschluss der angehaltenen Person auf dem mobilen 
iPad aktiv aufgeschaltet werden. 
28 Konzepte zu den Nachtzuführungen (Polizeigewahrsam) Einschluss MA Pol im Gefängnis SJZ Muttenz und 
den Nachtzuführungen (Polizeigewahrsam) Einschluss MA Pol im Gefängnis Liestal, jeweils Rz. 2. 
29 Weisung zum Betrieb Zellen Schoren vom 3. April 2024, Rz. 10, wonach sämtliche Zellen sind mit 
Videokameras ausgerüstet sind. Grundsätzlich ist beim Einschluss die Videoanlage in allen Wartezellen aktiv 
geschaltet. 
30 Art. 13. Abs. 1 BV; Dies kann durch die Nutzung von Räumen ohne Videoüberwachung oder etwa durch eine 
für die betroffene Person klar erkennbare Abdeckung bestehender Kameras sichergestellt werden. 
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15. Von Korpsangehörigen hat die Delegation die Information erhalten, dass es bei 

inhaftierten Personen, die in kantonale Gefängnisse überführt werden, grundsätzlich 

nicht zu mehrfachen körperlichen Durchsuchungen kommt. Gemäss der Verordnung 

über die Gefängnisse und Polizeizellen sind inhaftierte Personen jedoch vor jeder 

Einlieferung in eine Gefängnis- oder Polizeizelle zu durchsuchen.31 Zudem sieht die 

Dienstvorschrift Gefangenentransporte vor, dass inhaftierte Personen vor jedem 

Transport einer Leibesvisitation zu unterziehen sind.32 Schliesslich müssen für den 

Polizeigewahrsam zugeführte Personen in den Gefängnissen in Liestal und Muttenz von 

den Korpsangehörigen ebenso einer Leibesvisitation unterzogen werden.33 Die 

Kommission weist darauf hin, dass mehrfache aufeinanderfolgende Leibesvisitationen 

von inhaftierten Personen ohne konkreten Anlass nicht verhältnismässig sind. Die 

Kommission empfiehlt der Polizei Basel-Landschaft intern sowie in Absprache mit 

den kantonalen Gefängnissen darauf hinzuwirken, dass mehrfache 

aufeinanderfolgende Leibesvisitationen von inhaftierten Personen vermieden 

werden.34 

2.2. Fesselungen 

16. Gemäss Art. 38 Abs. 1 des kantonalen Polizeigesetzes kann die Polizei Basel-

Landschaft zur Erfüllung ihrer Aufgaben und im Rahmen der Verhältnismässigkeit 

unmittelbaren Zwang gegen Personen oder Sachen anwenden und geeignete Hilfsmittel 

einsetzen.35 Nach Art. 40 Abs. 1 ist die Fesselung einer Person, soweit notwendig, 

zulässig, wenn der Verdacht besteht, dass sie Menschen angreifen, Widerstand leisten 

oder Sachen beschädigen wird, zu fliehen versucht oder befreit werden soll oder sich 

selbst töten oder verletzen könnte.36 Entsprechend der internationalen Standards haben 

diese Massnahmen stets unter Beachtung des Verhältnismässigkeitsprinzips zu 

erfolgen.37 

17. Weiter wurde der Kommission von inhaftierten Personen in einzelnen Fällen berichtet, 

dass ihnen bei der Festnahme die Handschellen zu eng angelegt wurden. In zwei Fällen 

wiesen die inhaftierten Personen sichtbare Läsuren an den Handgelenken auf. Die 

Kommission erinnert daran, dass Handschellen in keinem Fall zu eng eingestellt sein 

dürfen und nur so lange wie unbedingt erforderlich verwendet werden sollten.38 

18. Die Kommission stellte fest, dass inhaftierte Personen in den Zellen und während den 

Einvernahmen gemäss den Aussagen der Korpsangehörigen und der inhaftierten 

 
31 Art. 8 Abs. 1 der Verordnung vom 23. Dezember 1997 über die Gefängnisse und Polizeizellen (VGPZ-BL), 
SGS 261.61. 
32 Dienstvorschrift 3.2.2. zu Gefangenentransporten vom 19. Februar 2014. Die Transporte mit Zellenwagen 
werden grundsätzlich von der polizeilichen Sicherheitsassistenz durchgeführt. 
33 Konzepte zum Einschluss MA Pol im Gefängnis SJZ Muttenz sowie zu den Nachtzuführungen 
(Polizeigewahrsam) Einschluss MA Pol im Gefängnis SJZ Muttenz und den Nachtzuführungen 
(Polizeigewahrsam) Einschluss MA Pol im Gefängnis Liestal, Punkt 2. 
34 EGMR, Roth gegen Deutschland, Nr. 6780/18 und Nr. 30776/18, Urteil vom 22. Oktober 2020, Rz. 72; 
BGE 146 I 97 E. 2.7; CPT, Bericht Schweiz 2024, Rz. 66. 
35 Art. 38 Abs. 1 des Polizeigesetzes vom 28. November 1996 (PolG-BL), SGS 700. 
36 Art. 40 Abs. 1 PolG-BL. 
37 Europäische Strafvollzugsgrundsätze, Regel 68; Mindestgrundsätze der Vereinten Nationen für die Behandlung 
der Gefangenen (Nelson-Mandela-Regeln), Resolution 70/175 der UNO-Generalversammlung vom 
17. Dezember 2015, A/RES/70/175 (zit. Nelson-Mandela-Regeln), Regel 48.1. 
38 CPT, Bericht Schweiz 2022, Rz. 18. 
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Personen grundsätzlich nicht gefesselt sind. 

Fesselungen während Transporten 

19. Bei der Polizei Basel-Landschaft sind für die Transporte unmittelbar nach einer 

Anhaltung bis zum nächsten Polizeiposten, welche meist mit Patrouillenfahrzeugen 

stattfinden, die Korpsangehörigen der Sicherheitspolizei verantwortlich. Für alle weiteren 

Transporte von inhaftierten Personen ist von Montag bis Freitag zwischen 08:00 und 

17:00 Uhr die polizeiliche Sicherheitsassistenz39 zuständig.40 Ausserhalb dieser Zeiten 

steht die polizeiliche Sicherheitsassistenz über einen Pikettdienst zur Verfügung.41 Die 

polizeiliche Sicherheitsassistenz benutzt zur Durchführung der Transporte 

Gefangenentransporter. 

20. Gemäss der Dienstvorschrift zu Gefangenentransporten sind inhaftierte Personen auf 

dem Transport zu fesseln und unter Beachtung der Verhältnismässigkeit sowie der 

Menschenwürde zu transportieren.42 Die Wahl der im Einzelfall angemessenen 

Fesselung liegt in der Kompetenz der für den Transport zuständigen 

Korpsangehörigen.43 Neben einer Fesselung der Hände hinten oder vorne können 

inhaftiere Personen «mit einem erhöhten Gefährlichkeitsgrad» zusätzlich mit 

Fussfesseln und einem Fesselungsgurt gefesselt werden.44 Die Kommission erinnert 

daran, dass die systematische Fesselung bei Transporten in Dienstfahrzeugen dem 

Grundsatz widerspricht, dass jede Fesselung auf einer einzelfallbezogenen 

Risikoeinschätzung beruhen muss.45 Sie stellt fest, dass die in der Dienstvorschrift 

vorgesehene grundsätzliche Fesselung bei Transporten in Zellenwagen nicht mit dem 

Grundsatz der Verhältnismässigkeit46 vereinbar ist. 

 

21. Die Korpsangehörigen der Polizei Basel-Landschaft bestätigten gegenüber der 

Delegation, dass inhaftierte Personen in der Regel mit Handschellen auf dem Rücken 

transportiert werden. Zugleich führten sie aus, dass der Entscheid über den Einsatz der 

Handschellen sowie über deren Art der Anlegung situativ erfolgt und vom Delikt sowie 

vom Verhalten der betroffenen Person abhängt. Zur Fixierung der Beine werden gemäss 

einzelnen Korpsangehörigen auch aneinandergereihte Kabelbinder verwendet. 

Hinsichtlich der in bestimmten Patrouillenfahrzeugen angebrachten Fussgurte 

 
39 Gemäss Art. 5 Abs. 1 der Verordnung zum Polizeigesetz (PolV) vom 9.Februar 1999 (zit. PolV-BL), SGS 
700.11 gelten Sicherheitsassistenten und Sicherheitsassistentinnen als Polizeibeamte und Polizeibeamtinnen mit 
eingeschränkten Befugnissen. Nach Abs. 2 umfasst ihr Aufgabenbereich die Vorführung, Überwachung und 
Betreuung von Gefangenen sowie die Durchsetzung sitzungspolizeilicher Massnahmen vor Gericht, bei den 
Strafverfolgungsbehörden und anderen Stellen. Zudem beinhaltet er Einsätze in den Bezirksgefängnissen und 
weiteren kantonalen Institutionen des Freiheitsentzugs sowie die Anhaltung und Vorführung anderer Personen zu 
Behörden und weiteren Stellen. Gemäss dem Konzept Polizeiliche Sicherheitsassistenz (PSiA) vom 1. Februar 
2014 ist die polizeiliche Sicherheitsassistenz primär für Zuführungen und Überwachungen von 
Gerichtsverhandlungen im Kanton Basel-Landschaft zuständig. In zweiter Priorität führt die polizeiliche 
Sicherheitsassistenz nach Möglichkeit sämtliche Gefangenentransporte aus. 
40 Dienstvorschrift 3.2.2 zu Gefangenentransporten vom 19. Februar 2014, Rz. 4.1. 
41 Ausserhalb der Betriebszeiten, an Wochenenden und offiziellen Feiertagen erfolgt die Transportbestellung und 
Auftragsausübung über den zuständigen Kaderpikett der Sicherheitspolizei. 
42 Dienstvorschrift 3.2.2 zu Gefangenentransporten vom 19. Februar 2014, Rz. 5.5. 
43 Dienstvorschrift 3.2.2 zu Gefangenentransporten vom 19. Februar 2014, Rz. 5.6. 
44 Dienstvorschrift 3.2.2 zu Gefangenentransporten vom 19. Februar 2014, Rz. 5.6. 
45 Europäische Strafvollzugsgrundsätze, Regel 68. Nelson-Mandela-Regeln, Regel 48.1. 
46 Art. 5 Abs. 2 und Art. 36 Abs. 3 BV. 
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berichteten die Korpsangehörigen der Kommission übereinstimmend, dass diese nur 

äusserst selten und ausschliesslich bei zwingender Notwendigkeit verwendet würden.47 

Die Kommission begrüsst, dass der Einsatz von Fesselungen während Transporten in 

der Praxis von einer einzelfallbezogenen Risikoeinschätzung abhängt. 

22. Hingegen stellte die Kommission aufgrund der Aussagen von Korpsangehörigen und 

inhaftierten Personen fest, dass bei den von der polizeilichen Sicherheitsassistenz 

durchgeführten Transporten in den Zellenwagen die inhaftierten Personen grundsätzlich 

mit den Händen auf dem Rücken gefesselt werden. Die Kommission stellt fest, dass dies 

nicht mit dem Grundsatz der Verhältnismässigkeit48 vereinbar ist.49 Die Kommission sieht 

zudem Fesselung im Zellenwagen als problematisch, da sich die Person nicht festhalten 

kann und ihr gleichzeitig kein Sicherheitsgurt zur Verfügung steht.50 Die Kommission 

empfiehlt der Polizei Basel-Landschaft, bei Transporten im Zellenwagen auf 

Fesselungen zu verzichten. Insbesondere sollten Fesselungen auf dem Rücken in 

Zellenwagen aus Verkehrssicherheitsgründen in jedem Fall unterbleiben.51 

Fesselungen bei Zuführungen zu und während medizinischer Untersuchungen 

23. Die Dienstvorschrift für Gefangenentransporte sieht vor, dass bei Arztbesuchen 

zwingend eine Fesselungsart (Hand- und/oder Fussfesseln) anzuwenden ist.52 Gemäss 

den der Kommission vorliegenden Informationen kommen bei den von der polizeilichen 

Sicherheitsassistenz durchgeführten Transporten von und zu medizinischen 

Untersuchungen sowie während der medizinischen Konsultationen neben Handschellen 

in der Regel Metallfussfesseln zur Anwendung. Mehrere inhaftierte Personen 

berichteten der Delegation, dass Angehörige der polizeilichen Sicherheitsassistenz 

während der medizinischen Untersuchungen in Sicht- und Hördistanz verblieben, 

während die betroffene Person gefesselt war.53 Die Kommission erinnert daran, dass 

Fesselungen während dem Transport zu medizinischen Konsultationen stets auf einer 

einzelfallbezogenen Risikoeinschätzung beruhen müssen. Eine zwingende Fesselung, 

wie sie die Dienstvorschrift vorsieht, ist nicht mit dem Grundsatz der 

Verhältnismässigkeit vereinbar.54 

 

24. Gestützt auf die Aussagen von Korpsangehörigen der Sicherheitspolizei sowie von 

inhaftierten Personen stellte die Kommission fest, dass Personen unter Umständen 

 
47 Die Korpsangehörigen erklärten der Delegation, dass der Einsatz der Fussgurte in Situationen erfolgen könne, 
in denen inhaftierte Personen mit den Füssen um sich treten. 
48 Art. 40 Para. 1 PolG-BL; Art. 5 Abs. 2 und Art. 36 Abs. 3 BV. 
49 Europäische Strafvollzugsgrundsätze, Regel 68. Nelson-Mandela-Regeln, Regel 48.1. 
50 CPT, Bericht Schweiz 2024, Rz. 71; CPT, Factsheet Transport of detainees, Juni 2018, CPT/Inf(2018)24, 
(zit. CPT/Inf(2018)24), S. 3. 
51 CPT/Inf(2018)24), S. 3. 
52 Dienstvorschrift 3.2.2 zu Gefangenentransporten vom 19. Februar 2014, Rz. 5.6. 
53 Drei inhaftierte Personen berichteten der Kommission, bei medizinischen Untersuchungen gefesselt geblieben 
zu sein – teils an Händen und Füssen, teils nur an den Füssen –, während sich die begleitenden 
Korpsangehörigen der polizeilichen Sicherheitsassistenz durchgehend in Hör- und Sichtweite befanden. In einem 
weiteren Fall berichtete eine inhaftierte Frau, dass Korpsangehörige während einer gynäkologischen Abklärung 
im Untersuchungszimmer verblieben.  
54 EGMR, Duval gegen Frankreich, Nr. 19868/08, Urteil vom 26. Mai 2011, Rz. 51 ff.; Europäische 
Strafvollzugsgrundsätze, Regel 68. Nelson-Mandela-Regeln, Regel 48.1. 
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während dem Transport mit dem Krankenwagen55 oder am Spitalbett56 gefesselt werden. 

Nach Angaben der Korpsangehörigen der Sicherheitspolizei wird über Fesselungen und 

die Anwesenheit bei medizinischen Untersuchungen jeweils im Einzelfall entschieden.57 

 

25. Die Kommission empfiehlt der Polizei Basel-Landschaft, Fesselungen bei 

medizinischen Untersuchungen und Behandlungen zu vermeiden und solche nur 

auf ärztliches Verlangen anzuwenden.58 Gespräche zwischen medizinischen 

Fachpersonen und inhaftierten Personen sind ausserhalb der Hörweite und, 

sofern von ärztlicher Seite nichts anderes verlangt wird, ausserhalb der Sichtweite 

von Korpsangehörigen zu führen.59 

2.3. Transporte 

26. Die Zellenwagen der Polizei Basel-Landschaft erfüllen in mehreren Aspekten die nötigen 

Standards nicht: Die einzelnen Zellen entsprechen knapp nicht den Mindestflächen-

anforderungen für Transporte von kurzer Dauer60 und keine der Zellen ist mit 

Sicherheitsgurten61 oder Kommunikationsvorrichtungen62 ausgestattet. Die Sitze sind 

seitlich zur Fahrtrichtung ausgerichtet, und eine Sicht nach aussen ist nicht 

gewährleistet. Die Kommission empfiehlt der Polizei Basel-Landschaft, 

Transportfahrzeuge einzusetzen, die den menschenrechtlichen Standards63 

entsprechen. 

2.4. Ethnisches Profiling 

27. Gemäss Art. 15 Abs. 2 des kantonalen Polizeigesetzes haben Korpsangehörige der 

 
55 Von Korpsangehörigen wurde die Kommission informiert, dass die Polizei unter Umständen Krankenwagen 
eskortiert oder bei Bedarf selbst in den Krankenwagen mitfährt.  
56 CPT/Inf(2002)15-part, Rz. 42. 
57 Eine inhaftierte Person berichtete der Delegation, dass sie nach ihrer Verhaftung aufgrund einer 
Schnittverletzung für die Wundversorgung ins Spital gebracht und dabei mit Handschellen am Spitalbett fixiert 
wurde. Sie war alkoholisiert. 
58 Report to the Hungarian Government on the visit to Hungary carried out by the European Committee for the 
Prevention of Torture and Inhuman or Degrading Treatment or Punishment (CPT) from 16 to 26 May 2023, 
3rd December 2024, CPT/Inf(2024)36, Rz. 120; Prinzipien zu effektiven Vernehmungen für Ermittlungen und 
Informationssammlungen, Mai 2021 (Principles on Effective Interviewing for Investigations and Information 
Gathering, May 2021), Rz. 89; Grundsätze für den Schutz von psychisch Kranken und die Verbesserung der 
psychiatrischen Versorgung, ReS. 46/119 der UNO-Generalversammlung vom 17. Dezember 1991, 
A/RES/46/119 (MI Principles), Prinzip 11 Abs. 11. 
59 Healthcare in Prison, CPT Prison Standard, CPT/Inf(2025)37, Rz. 61 und 62; Gesundheitsdienste in 
Gefängnissen, Auszug aus dem 3. Jahresbericht des CPT, CPT/Inf(93)12-part (Health care services in prisons, 
CPT/Inf(93)12-part, Rz. 51. 
60 Die polizeiliche Sicherheitsassistenz der Polizei Basel-Landschaft verfügt unter anderem über vier Zellenwagen 
mit sechs Zellen. Die Zellen an beiden Seiten der Fahrzeuge sind ca. 0,54 m² gross. Die beiden Zellen im 
hinteren Teil des Fahrzeugs sind ca. 0,59 m² gross. Zudem verfügt die polizeiliche Sicherheitsassistenz über 
einen Multitransporter, der im hinteren Transportbereich fünf Autositze sowie zwei Zellen (0.65 m²) umfasst. Bei 
Zellenwagen gelten für kurze Fahrten und Entfernungen Einzelzellen mit einer Mindestfläche von 0,6 m² als 
Mindeststandard. Einzelzellen, die für längere Fahrten bzw. längere Distanzen verwendet werden, sollten jedoch 
deutlich grösser sein. Mehrfachzellen müssen für kurze Fahrten und Entfernungen eine Mindestfläche von 0,4 m² 
pro Platz aufweisen. CPT/Inf(2018)24, S. 2 und CPT, Bericht Schweiz 2024, Rz. 69. 
61 Alle Fahrzeuge, die für den Transport von inhaftierten Personen verwendet werden, sollten mit geeigneten 
Sicherheitsvorrichtungen wie Sicherheitsgurten ausgestattet sein. CPT, Bericht Schweiz 2024, Rz. 69. 
62 Die Transportfahrzeuge müssen mit einer Vorrichtung ausgestattet sein, die es den inhaftierten Personen 
ermöglicht, mit den Begleitpersonen zu kommunizieren. CPT/Inf(2018)24, S. 3 und CPT, Bericht Schweiz 2024, 
Rz. 69. 
63 CPT, Bericht Schweiz 2024, Rz. 67 ff. 



 
 

Nationale Kommission zur Verhütung von Folter NKVF 
Commission nationale de prévention de la torture CNPT 

Commissione nazionale per la prevenzione della tortura CNPT 

Cummissiun naziunala per la prevenziun cunter la tortura CNPT 

National Commission for the Prevention of Torture NCPT 

 

10/22 
 

Polizei Basel-Landschaft von mehreren geeigneten Massnahmen jene zu wählen, 

welche einzelne Personen sowie die Allgemeinheit voraussichtlich am wenigsten 

beeinträchtigen. Die Kommission wurde informiert, dass die Polizei Basel-Landschaft 

seit rund fünf Jahren intern einen Kulturprozess führt, im Rahmen dessen auch die 

Thematik des ethnischen Profilings aufgegriffen wird. Die Kommission begrüsst, dass 

die Korpsangehörigen in Rahmen von Weiterbildungen für die Problematik des 

ethnischen Profilings sensibilisiert wurden. Sie stellt jedoch fest, dass weder das 

kantonale Polizeigesetz noch die eingesehenen Dienstbefehle Vorgaben zur 

Vermeidung diskriminierender Personenkontrollen oder ein ausdrückliches Verbot von 

ethnischem Profiling enthalten. Die Kommission begrüsst die bestehenden 

Massnahmen. Die Kommission empfiehlt jedoch ein ausdrückliches Verbot von 

ethnischem Profiling.64 Darüber hinaus ermutigt sie die zuständigen Behörden, die 

Weiterbildungs- und Präventionsmassnahmen fortzusetzen.65 

2.5. Einsatz von Diensthunden 

28. Die Polizei Basel-Landschaft verfügt über eine Dienstverordnung zum Einsatz von 

Diensthunden.66 Sie verfügt jedoch über kein Register zu Bissverletzungen durch 

Diensthunde. Nach Angaben der Korpsangehörigen werden Bissverletzungen im 

Einsatzjournal dokumentiert und medizinisch abgeklärt. Die Kommissionen hat die 

Dokumentation eines Polizeieinsatzes im Gefängnis in Sissach gesichtet, bei welchem 

ein Hundeführer mit Diensthund im Einsatz war. 

29. Die Kommission hält den Einsatz von Diensthunden67 angesichts der Verletzungen, die 

sie verursachen können, für problematisch. Um den verhältnismässigen Einsatz von 

Polizeihunden sicherzustellen und das Risiko von Bissverletzungen zu reduzieren, 

erachtet die Kommission eine genaue Überwachung der Bissvorfälle für angezeigt.68  

  

 
64 Beispielsweise in einem Dienstbefehl.  
65 Europäischer Kodex der Polizeiethik, Empfehlung Rec(2010) des Europarats, 19. September 2001, Rz. 30; 
Europäische Kommission gegen Rassismus und Intoleranz (ECRI), Allgemeine politische Empfehlung Nr. 11 zur 
Bekämpfung von Rassismus und Rassendiskriminierung in der Polizeiarbeit, 29. Juni 2007, Rz. 1-4; UNO-
Antirassismusausschuss CERD, Concluding observations on the combined tenth to twelfth periodic reports of 
Switzerland, CERD/C/CHE/CO/10-12 (zit. CERD/C/CHE/CO/10-12), 27 December 2021, Rz. 19-20. 
66 Anhang 1 der DV 3.6.1 zur Sondereinheit Sirius vom 5. März 2024 sowie Art. 23 ff. PolV-BL. 
67 Art. 14 Abs. 2 des Bundesgesetzes vom 20. März 2008 über die Anwendung polizeilichen Zwangs und 
polizeilicher Massnahmen im Zuständigkeitsbereich des Bundes (Zwangsanwendungsgesetz, ZAG), SR 364. 
68 CPT, Bericht Schweiz 2024, Rz. 19; Rapport au Conseil fédéral suisse relatif à la visite effectuée en Suisse par 
le Comité européen pour la prévention de la torture et des peines ou traitements inhumains ou dégradants (CPT) 
du 13 au 24 avril 2015, 23 juin 2016, CPT/Inf(2016)18, Rz. 13. 
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3. Materielle Haftbedingungen 

3.1. Zellen 

30. Die Polizei Basel-Landschaft verfügt über 39 Zellen69:  

Einrichtung 
Anzahl Zellen 

Gewahrsamszellen Wartezellen 

Gefängnis Liestal70 2 0 

Gefängnis Muttenz71 2 0 

Mobile Polizei Ost (Sissach)72 4 0 

Mobile Polizei West 

(Arlesheim)73 

5 Einzelzellen 

7 Grosszellen (10-20 P.) 
2 

Polizeihauptposten Allschwil 2 1 

Polizeihauptposten Binningen 3 2 

Polizeihauptposten Laufen 0 2 

Polizeihauptposten Muttenz 1 1 

Polizeihauptposten Pratteln 0 1 

Polizeistützpunkt Liestal74 0 4 

31. Die Delegation hat die von der Polizei genutzten Zellen in den Gefängnissen in Liestal 

und Muttenz sowie alle Zellen auf den Polizeihauptposten Allschwil, Binningen, Muttenz, 

der Mobilen Polizei Ost und Mobilen Polizei West sowie dem Polizeistützpunkt in Liestal 

besichtigt. Nach Auskunft der Korpsangehörigen werden inhaftierte Personen auf den 

meisten Polizeiposten nur für kurze Zeit und in der Regel nicht über Nacht 

untergebracht.75 Je nach Haftart und Zellenbelegung erfolgt zeitnah die Überführung in 

die Zellen auf dem Polizeihauptposten der Mobilen Polizei West in Arlesheim oder in die 

von der Polizei genutzten Zellen in den Gefängnissen in Liestal und Muttenz.76 

32. Die Polizei Basel-Landschaft nutzt für die kurzfristige Aufnahme und zeitnahe 

Abklärungen sogenannte Wartezellen. Die Grösse der Wartezellen lag auf allen 

 
69 Siehe Fn. 4. Die Polizei Basel-Landschaft differenziert zwischen Gewahrsamszellen (19) und sogenannten 
Wartezellen (13), welche ausschliesslich der kurzfristigen Aufnahme und zeitnahen Abklärungen dienen. 
70 Dienstvorschrift 3.2.1 zum Gefangenenwesen vom 19. Februar 2014, Rz. 3.1. und 3.2., wonach die von der 
Polizei genutzten Zellen im Gefängnis in Liestal für den Vollzug von vorläufigen Festnahmen und bei Überlauf für 
Polizeigewahrsam genutzt werden. 
71 Dienstvorschrift 3.2.1 zum Gefangenenwesen vom 19. Februar 2014, Rz. 3.1. und 3.2., wonach die von der 
Polizei genutzten Zellen im Gefängnis in Muttenz für den Vollzug von vorläufigen Festnahmen sowie von 
Polizeigewahrsam genutzt werden. 
72 Dienstvorschrift 3.2.1 zum Gefangenenwesen vom 19. Februar 2014, Rz. 4.2., wonach die Gewahrsamszellen 
auf dem Polizeihauptposten der Mobilen Polizei Ost in Sissach als Wartezellen genutzt werden. 
73 Dienstvorschrift 3.2.1 zum Gefangenenwesen vom 19. Februar 2014, Rz. 4.2, wonach die Zellen auf dem 
Polizeihauptposten der Mobile Polizei West in Arlesheim der Unterbringung von vorläufig festgenommenen 
Personen bis zu deren Einlieferung in reguläre Haft- oder Vollzugsanstalten vorbehalten sind. 
74 Dienstvorschrift 3.2.1 zum Gefangenenwesen vom 19. Februar 2014, Rz. 4.2., wonach die Gewahrsamszellen 
auf dem Polizeistützpunkt in Liestal als Wartezellen genutzt werden. 
75 Eine mehrstündige Unterbringung während der Nacht kommt hingegen regelmässig vor; Art. 2 Abs. 2 der 
Verordnung über die Bezirksgefängnisse und Haftlokale der kantonalen Polizeiposten (VBGH-BL) vom 
23. Dezember 1997, SGS 261.61. 
76 Auf den Polizeiposten werden sowohl erwachsene Männer und Frauen als auch minderjährige Personen 
untergebracht. 
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besichtigten Polizeiposten unter den internationalen Standards.77 Die Wartezellen waren 

in mehreren Fällen lediglich mit Sitzgelegenheiten oder Liegeflächen aus hartem 

Material (Holz oder Kacheln) ausgestattet. Der Nassbereich (Toilette und Lavabo) 

befand sich meist ausserhalb der Zellen. Zellen ohne Liegegelegenheit oder/und Toilette 

sind nach Einschätzung der Kommission für eine Unterbringung von maximal ein paar 

wenigen Stunden geeignet.78 Auf den Polizeihauptposten in Muttenz und Binningen 

verfügten die Wartezellen über keine Gegensprechanlage, weshalb inhaftierte Personen 

lediglich durch Klopfen auf sich aufmerksam machen können.79 Die Kommission weist 

darauf hin, dass in jeder Zelle eine Gegensprechanlage installiert sein muss, damit 

inhaftierte Personen im Bedarfsfall unverzüglich das Personal kontaktieren können.80  

33. Die Gewahrsamszellen auf den Polizeiposten und in den Gefängnissen waren mit 

Sicherheitstüren, einem Nassbereich (Toilette und Lavabo), einem Bett sowie einer 

Sitzgelegenheit ausgestattet. Die Grösse der Gewahrsamszellen entsprach auf allen 

besichtigten Polizeiposten den internationalen Standards.81 Einige der Zellen verfügten 

über Hocktoiletten. In mehreren Gewahrsamszellen traf die Delegation auf Heizkörper, 

die unterschiedlich gesichert waren. Auf einem Posten waren die Heizkörper mit einem 

Metallgitter versehen, auf einem anderen fehlte ein entsprechender Schutz.82 Die 

Kommission weist darauf hin, dass die Heizkörper ein gewisses Verletzungsrisiko 

bergen können.83 

34. Auf dem Polizeihauptposten der Mobilen Polizei West in Arlesheim besichtigte die 

Delegation die Zellen der «Zentralen Haftstelle». Die fünf Zellen waren einheitlich 

ausgestattet. Sie verfügten über ein Betonbett mit Matratze und Decke sowie einen 

Nassbereich (Hocktoilette und Lavabo) mit Stahlspiegel. Die Zellentüren waren mit 

einem Schieberfenster und einer Klappe ausgestattet. Die Zellen verfügten über einen 

Alarmknopf, eine Gegensprechanlage und einen Lichtschalter. Auf dem Posten 

besichtigte die Delegation ebenso die sieben Grosszellen. Die Grosszellen waren mit 

Sitzbänken und mobilen WC-Kabinen ausgestattet.84 

35. Auf dem Polizeihauptposten in Muttenz waren die Wartezellen zweigeteilt: Dem Bereich 

unmittelbar nach der Zellentüre folgte ein durch Gitterstäbe abgetrennter Raum. Auf dem 

Polizeihauptposten der Mobilen Polizei Ost in Sissach befand sich auf der Innenseite der 

 
77 Davon ausgenommen sind die Gewahrsamszellen auf dem Polizeihauptposten der Mobilen Polizei Ost in 
Sissach, welche als Wartezellen genutzt werden; Der internationale Standart beträgt 7.0 m2. 
78 NKVF, Bericht an den Regierungsrat des Kantons Bern über den Besuch der Polizeiwachen Bern Bahnhof, 
Bern Neufeld, Bern Waisenhaus, Biel, Burgdorf, Langenthal, Thun am 31. August, 1. September und 28. Oktober 
2022, 24. Mai 2023, Rz. 65 
79 Auf dem Polizeihauptposten der Mobilen Polizei Ost in Sissach waren die als Wartezellen genutzten 
Gewahrsamszellen mit einer Gegensprechanlage ausgestattet, gemäss Rz. 10.2. der Weisung zum Betrieb 
Zellen Werkhof Sissach (MOP) vom 10. April 2024 ist die Kommunikation via Zellenruf jedoch nicht gegeben. 
80 Europäische Strafvollzugsgrundsätze, Rz. 18.2 lit. c. 
81 Der internationale Standart beträgt 7.0 m2. 
82 Auf dem Polizeihauptposten in Allschwil umfasste den Radiator ein Gitter. Auf dem Polizeihauptposten in 
Muttenz war der Heizkörper ungesichert an der Wand angebracht. 
83 Report to the Spanish Government on the visit to Spain carried out by the European Committee for the 
Prevention of Torture and Inhuman or Degrading Treatment or Punisment (CPT) from 14 to 28 September 2020, 
CPT/Inf(2021)27, Rz. 37. 
84 Gemäss Korpsangehörigen sind die Grosszellen für Grossanlässe konzipiert, werden aber nicht genutzt. Darin 
können jeweils 10-20 Personen inhaftiert werden. 
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Zellen85 eine zweite Abtrennung durch Gitterstäbe. Nach Angaben der 

Korpsangehörigen bleibt bei den genannten Zellen jeweils nur die Gittertüre 

verschlossen, während die vordere Zellentüre bei Besetzung der Zelle offensteht. 

36. Mehrere Zellen auf den Polizeiposten und in den Gefängnissen verfügten über kein 

Tageslicht. Die Unterbringung von Personen in Zellen, die mehr als einige Stunden 

keinen Zugang zu Tageslicht bieten, beurteilt die Kommission als problematisch.86 

37. Auf den besichtigten Polizeiposten standen den inhaftierten Personen weder 

Spazierhöfe noch Duschen zur Verfügung. Gemäss den gesichteten Dokumenten und 

Aussagen von Korpsangehörigen beträgt die Aufenthaltsdauer in den Zellen in der Regel 

nicht länger als 24 Stunden. Dennoch weist die Kommission darauf hin, dass in 

Situationen, in welchen der Aufenthalt länger als 24 Stunden dauert, den inhaftierten 

Personen proaktiv Zugang zu einer Dusche87 und zu einer Stunde Aufenthalt an der 

frischen Luft (Spazierhof) ermöglicht werden sollte.88  

3.2. Dokumentation und Dauer des Freiheitsentzugs 

38. Die Polizei Basel-Landschaft führt für die in den Zellen inhaftierten Personen in der Regel 

ein sogenanntes Gefangenenlaufblatt. Das Dokument erfasst neben den persönlichen 

Angaben eine Auflistung aller während der Inhaftierung getroffenen Massnahmen89 

sowie ein Journal zur Dokumentation der Abläufe und allfälliger Vorkommnisse während 

der Haft. Die Kommission begrüsst, dass mit den Gefangenenlaufblättern die Möglichkeit 

besteht, zentrale menschenrechtliche Aspekte sowie die Zellenaustritte jeder inhaftierten 

Person zu dokumentieren. Bei der stichprobenartigen Einsicht in die 

Gefangenenlaufblätter stellte die Delegation jedoch fest, dass der Detaillierungsgrad der 

Einträge stark variiert. Während in einigen Fällen sämtliche Bewegungen, wie etwa das 

Verlassen der Zelle für Einvernahmen, dokumentiert sind, beschränken sich andere 

Laufblätter auf die Angabe von Ein- und Austritt.90 Vereinzelt fehlt die Erfassung des Ein- 

oder Austrittszeitpunkts vollständig.91 Auf dem Polizeihauptposten in Allschwil wurde die 

 
85 Dienstvorschrift 3.2.1 zum Gefangenenwesen vom 19. Februar 2014, Rz. 4.2, wonach die Gewahrsamszellen 
auf dem Polizeihauptposten der Mobilen Polizei Ost als Wartezellen genutzt werden. 
86 Nelson-Mandela-Regeln, Regeln 13 und 14; Europäische Strafvollzugsgrundsätze, Ziff. 18.1 und 18.2 lit. a 
und b (regelmässige Kontrollen; Ziff. 44 lit. c); Living space per prisoner in prison establishments: CPT standards, 
CPT/Inf(2015)44, Anhang; Sous-Comité pour la prévention de la torture et autres peines ou trai-tements cruels, 
inhumains ou dé-gradants (SPT), Visite effectuée en Suisse du 27 janvier au 7 février 2019 : recommandations et 
observations adressées à l’État partie, 22 mars 2021, CAT/OP/CHE/ROSP/1 (zit. CAT/OP/CHE/ROSP/1), Rz. 73; 
CPT, Bericht Schweiz 2024, Rz. 52; Polizeigewahrsam, Auszug aus dem 2. Jahresbericht des CPT, 
CPT/Inf(92)3-part1 (Police custody, Extract from the 2nd General Report of the CPT, CPT/Inf(92)3-part1) 
(zit. CPT/Inf(92)3-part1), Rz. 42. 
87 CPT/Inf(92)3-part1, Rz. 42; Dienstvorschrift 3.2.1 zum Gefangenenwesen vom 19. Februar 2024, Rz. 6.3, 
wonach inhaftierten Personen täglich, mindestens jedoch zweimal pro Woche, die Möglichkeit zum Duschen zu 
gewährleisten ist. Zudem sind inhaftierte Personen gemäss Art. 20 Abs. 1 VBGH-BL angehalten, sich 
regelmässig zu waschen. 
88 Dienstvorschrift 3.2.1 zum Gefangenenwesen vom 19. Februar 2014, Rz. 6.1; Art. 15 Abs. 2 d VBGH-BL. 
89 Erfasst wird die Durchsuchung der Person und ihrer Kleider, vorgenommene Alkohol- und Drogentests, die 
Hafterstehungsfähigkeit und eine allfällige Beurteilung durch eine ärztliche Fachperson, die Aushändigung von 
Medikamenten und der Rechtsmittelbelehrung, die Benachrichtigung von Dritten sowie die Zellenreinigung. 
90 In einem elektronischen Informationssystem werden pro Fall einzelne Massnahmen (z. B. Einvernahmen) 
erfasst, aus denen sich der Aufenthalt der betroffenen Person teilweise nachvollziehen lässt. 
91 Die Kommission hat die Ein- und Austrittszeiten auf 43 Gefangenenlaufblättern eingesehen. Auf drei 
Gefangenenlaufblättern fehlte beim «Austritt» jegliche Angabe. Auf einem Gefangenenlaufblatt war neben dem 
Eintrittsdatum keine Uhrzeit angegeben. 
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Delegation informiert, dass für die auf dem Posten inhaftierten Personen keine 

Gefangenenlaufblätter geführt werden.  

39. Nach Einschätzung der Korpsangehörigen beträgt die Aufenthaltsdauer in den Zellen in 

der Regel zwischen wenigen Minuten und acht Stunden. Nach Angaben mehrerer 

Korpsangehöriger kann die Aufenthaltsdauer in Ausnahmefällen bis zu 12 oder in 

einzelnen Fällen bis zu 24 Stunden betragen. Gemäss stichprobeartiger Durchsicht der 

Gefangenenlaufblätter überschreitet diese in mehreren Fällen 12 Stunden.92 Die 

Kommission empfiehlt der Polizei Basel-Landschaft, die bestehenden 

Gefangenenlaufblätter systematisch und vollständig zu führen und in einem 

zentralen Register zu erfassen.93 Aufgrund der Grösse und Ausstattung sollten 

Personen in den Zellen für die kurzfristige Aufnahme und zeitnahe Abklärung (sog. 

Wartezellen) nur kurzzeitig und nicht über Nacht festgehalten werden. 

40. Die Kommission stellte fest, dass in allen Zellen auf dem Polizeistützpunkt in Liestal, den 

Polizeihauptposten der Mobilen Polizei Ost und der Mobilen Polizei West sowie in den 

von der Polizei genutzten Zellen in den Gefängnissen in Liestal und Muttenz 

Überwachungskameras installiert waren. In mehreren der Zellen werden die inhaftierten 

Personen bei Zelleneinschluss grundsätzlich videoüberwacht.94 Die Korpsangehörigen 

informierten die Delegation darüber, dass der Nassbereich auf den Videoaufnahmen 

nicht sichtbar sei.95 Auf einem Polizeiposten erklären Korpsangehörige, dass inhaftierte 

Personen nicht über die Videoüberwachung informiert werden.96. In einer der Zellen 

stellte die Kommission fest, dass die Kamera keinen roten Punkt aufwies, der die 

laufende Aufzeichnung für die inhaftierten Personen sichtbar macht. Gemäss den 

Korpsangehörigen war diese Funktion bereits seit längerer Zeit defekt.97 

41. Die Kommission weist darauf hin, dass eine Kameraüberwachung in Polizeizellen nur 

erfolgen sollte, wenn sie im Einzelfall zum Schutz der Person unerlässlich ist. Die Gründe 

für die Kameraüberwachung sollten dokumentiert und regelmässig überprüft werden. 

Überwachungskameras sind so anzubringen, dass der Nassbereich nicht oder nur 

verpixelt auf dem Monitor abgebildet wird.98 Inhaftierte Personen müssen über die 

Kameraüberwachung informiert werden, und es muss für sie eindeutig erkennbar sein, 

wenn die Überwachungskamera eingeschaltet ist.99  

 
92 Auf 39 Gefangenenlaufblättern war die Eintritts- und Austrittszeit vermerkt. In zehn Fällen wurde eine 
Aufenthaltsdauer von 12 Stunden überschritten. Davon betroffen waren auch inhaftierte Personen, welche in den 
als Wartezellen genutzten Gewahrsamszellen auf dem Polizeihauptposten der Mobilen Polizei Ost in Sissach 
untergebracht waren. 
93 Dies erleichtert der Polizei unter anderem die Haftkontrolle, insbesondere bezüglich der Dauer der  
Unterbringung, und entlastet die Mitarbeitenden auch bei Vorkommnissen, insbesondere bei Suiziden und  
Suizidversuchen. 
94 Siehe Fn. 26-29. 
95 Die Delegation hat dies im Polizeistützpunkt in Liestal und bei der «Zentralen Haftstelle» in Muttenz überprüft.  
96 Dies betraf den Polizeihauptposten der Mobilen Polizei West in Arlesheim; Gemäss den Weisungen für den 
Betrieb der Zellen auf den Polizeihauptosten der Mobilen Polizei West in Arlesheim und der Mobilen Polizei Ost in 
Sissach sowie dem Polizeistützpunkt in Liestal müssen inhaftierte Personen mittels Piktogramme auf die 
Videoüberwachung aufmerksam gemacht werden. 
97 Dies betraf die Zellen im Gefängnis in Liestal. 
98 CPT, Bericht Schweiz 2024, Ziff. 57. 
99 Siehe dazu auch NKVF, Bericht an den Regierungsrat des Kantons Luzern über den Besuch des 
Polizeikommandos Luzern und des Polizeipostens Kriens am 23. September 2021, Rz. 54 oder CNPT, Rapport 
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42. Gemäss der Verordnung über die Bezirksgefängnisse und Haftlokale der kantonalen 

Polizeiposten können Gefangene aus dringenden Gründen für maximal drei Tage in die 

Arrestzelle eines kantonalen Gefängnisses verbracht werden.100 Die Kommission stellt 

in diesem Zusammenhang fest, dass die von der Polizei Basel-Landschaft bei 

Verfügbarkeit im Gefängnis Liestal inhaftierten Personen standardmässig in den 

Arrestzellen des Gefängnisses untergebracht werden.101 Entsprechend sind die Betten 

in den Zellen mit reissfester Decke und Duvet sowie ohne Kissen ausgestattet. Die 

Kommission erachtet die standardmässige Unterbringung von Personen im 

Polizeigewahrsam in Arrestzellen als nicht verhältnismässig und empfiehlt, eine 

geeignete Unterbringung sicherzustellen. 

4. Prozessuale Garantien (Verfahrensrechte)102 

4.1. Recht auf Information und Dokumentation 

43. Gemäss der Verordnung über die Gefängnisse und Polizeizellen haben inhaftierte 

Personen Anspruch, in einer für sie verständlichen Sprache über ihre Rechte und 

Pflichten sowie die Haftbedingungen informiert zu werden.103 Die Polizei Basel-

Landschaft informiert Personen nach Ankunft auf dem Polizeiposten anhand von 

ausführlichen Merkblättern104 über ihre Rechte, was den menschenrechtlichen Vorgaben 

entspricht.105 Auf den Gefangenenlaufblättern müssen die Korpsangehörigen zudem 

festhalten, ob eine Rechtsmittelbelehrung ausgehändigt wurde. In mehreren Fällen 

stellte die Kommission in den gesichteten Dokumenten106 fest, dass die 

Korpsangehörigen die entsprechende Information in den Gefangenenlaufblättern nicht 

festgehalten hatten. Die Kommission weist darauf hin, dass für jede inhaftierte Person 

eine vollständige Akte zu allen Aspekten der Haft und den hierzu ergriffenen 

 
au Conseil d’État du canton de Fribourg concernant la visite dans les postes de la police cantonale de Fribourg 
des 5 et 26 septembre 2023, Rz. 34. 
100 Art. 2 Abs. 3 VBGH-BL. 
101 Nachtzuführungen (Polizeigewahrsam) Einschluss MA Pol im Gefängnis Liestal vom 1. Mai 2022, Rz. 2. 
102 Der Europäische Ausschuss gegen Folter (CPT) betont als wichtige Verfahrensgarantien: (1) das Recht auf 
Zugang zu einer Anwältin oder einem Anwalt, (2) das Recht, Angehörige oder eine dritte Person über den 
Freiheitsentzug zu informieren, (3) das Recht auf Zugang zu einer ärztlichen Fachperson und (4) den Anspruch, 
über die eigenen Rechte informiert zu werden; CPT, Bericht Schweiz 2022, Rz. 24. 
103 Art. 6 Abs. 3 VGPZ-BL. 
104 Es stehen in über dreissig Sprachen die Merkblätter «Merkblatt für erwachsene beschuldigte Personen», 
«Merkblatt für jugendliche beschuldigte Personen», «Merkblatt für vorläufig festgenommene Personen» und 
«Merkblatt für Personen in Polizeigewahrsam» zur Verfügung. In sämtlichen Informationsblättern wird das Recht 
auf eine Verteidigung sowie das Recht, Angehörige oder eine dritte Person und gegebenenfalls die diplomatische 
Vertretung des Heimatstaates über den Freiheitsentzug zu informieren bzw. informieren zu lassen, genannt. Im 
Merkblatt für festgenommene Personen sowie im Merkblatt für Personen in Polizeigewahrsam wird zusätzlich das 
Recht auf eine ärztliche Fachperson erwähnt. Für Personen, denen wegen des Verdachts eines Verstosses 
gegen das Ausländer- und Integrationsgesetz die Freiheit entzogen wurde, existiert kein spezifisches 
Informationsblatt. 
105 Art. 31 Abs. 2 BV; Art. 219 Abs. 1 der Schweizerischen Strafprozessordnung (Strafprozessordnung, StPO) 
vom 5. Oktober 2007, SR 312.0; CPT, Bericht Schweiz 2024, Rz. 45; CPT, Bericht Schweiz 2022, Rz. 31; 
CAT/OP/CHE/ROSP/1, Rz. 45; EGMR, Atristain Gorosabel gegen Spanien, Nr. 15508/15, Urteil vom 18. Januar 
2022, Rz. 55 ff.: Die Verweigerung des Zugangs zu einem Rechtsbeistand verletzt Art. 6 EMRK; EGMR, Tonkov 
gegen Belgien, Nr. 41115/14, Urteil vom 8. März 2022, Rz. 37 ff.: Zur ungerechtfertigten Verweigerung des 
Zugangs zu einer Rechtsvertretung während des Polizeigewahrsams. 
106 Die Kommission prüfte in 26 Gefangenenlaufblättern, ob die Aushändigung der Rechtsmittelbelehrung 
dokumentiert wurde. In zehn Fällen fehlten Angaben zur Rechtsmittelbelehrung. 
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Massnahmen geführt werden sollte.107  

44. Die Polizei Basel-Landschaft muss für in Gewahrsam genommene sowie vorläufig 

festgenommene Personen umgehend die Angehörigen, den Arbeitgeber oder die 

zuständige ausländische Vertretung benachrichtigen.108 Von einer Benachrichtigung 

kann abgesehen werden, wenn der Untersuchungszweck sie verbietet oder die 

betroffene Person sie ausdrücklich ablehnt.109 Die Information zur Benachrichtigung von 

Dritten ist in den Merkblättern für die inhaftierten Personen festgehalten. In mehreren 

von der Kommission gesichteten Gefangenenlaufblättern war die Information zur 

Benachrichtigung allerdings nicht enthalten.110 Von den Korpsangehörigen wurde der 

Delegation mitgeteilt, dass die Benachrichtigungen in der Regel durch die Polizei 

erfolgen. Gemäss Informationen der Korpsangehörigen wird den inhaftierten Personen 

jeweils proaktiv Rückmeldung gegeben, ob die Kontaktperson erreicht wurde. Nach 

Möglichkeit können inhaftierte Personen die Anrufe an Angehörige oder Dritte selbst 

tätigen.  

4.2. Recht auf eine Anwältin oder einen Anwalt 

45. Die Kommission hat auf Grundlage der ihr zur Verfügung stehenden Dokumente 

festgestellt, dass inhaftierte Personen bei jeder Einvernahme gefragt werden, ob sie eine 

Anwältin oder einen Anwalt beiziehen möchten. Die Kommission stellte anhand der 

gesichteten Dokumente fest, dass bei Einvernahmen von Personen, bei denen eine 

anwaltliche Vertretung von Gesetzes wegen notwendig war, im Vorfeld der Befragung 

jeweils die Einsetzung einer Verteidigung organisiert wurde. 

46. Die Polizei Basel-Landschaft verfügt über ein Handbuch zu Rechtsbeistand und 

Verteidigung.111 Das Aufgebot für die amtliche Verteidigung erfolgt gemäss dem 

Handbuch entweder durch die Staatsanwaltschaft selbst oder in deren Auftrag durch die 

Polizei über die Pikettliste des Vereins Pikett Strafverteidigung.112 Die Korpsangehörigen 

bestätigten dieses Vorgehen gegenüber der Delegation. Die Auswahl der 

Pflichtverteidigung sollte nach Ansicht der Kommission durch die Person, der die Freiheit 

entzogen ist, selbst erfolgen.113 

4.3. Recht auf Übersetzung 

47. Laut den eingesehenen Einvernahmeprotokollen114 wurden alle nicht deutschsprachigen 

Personen gefragt, ob sie eine Übersetzung benötigten. Auch wurden die betreffenden 

Personen jeweils gefragt, ob sie die Übersetzung verstehen. Die Polizei verfügt über 

 
107 CPT/Inf(92)3-part1, Rz. 40. 
108 Art. 31 Abs. 4 PolG-BL sowie Art. 214 Abs. 1 StPO. 
109 Art. 214 Abs. 1 StPO. 
110 Die Kommission prüfte in 26 Gefangenenlaufblättern, ob eine Benachrichtigung gewünscht war. In sechs 
Fällen war kein Vermerk zur gewünschten Benachrichtigung vorhanden. In weiteren vier Formularen war die 
entsprechende Frage in der damals verwendeten Version des Gefangenenlaufblatts noch nicht enthalten. 
111 Handbuch Rechtsbeistand und Verteidigung vom 4. Januar 2024. 
112 Handbuch Rechtsbeistand und Verteidigung vom 4. Januar 2024, Rz. 3.f. und 3.g. 
113 NKVF, Bericht an den Regierungsrat des Kantons Bern über den Besuch der Polizeiwachen Bern Bahnhof, 
Bern Neufeld, Bern, Waisenhaus, Biel, Burgdorf, Langenthal, Thun am 31. August, 1. September und 28. Oktober 
2022, 24. Mai 2023, Rz. 45. 
114 Die Kommission hat 20 Einvernahmeprotokolle eingesehen. 
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eine Liste mit zertifizierten Dolmetschenden. 

48. Die Korpsangehörigen informierten die Delegation darüber, dass Erstbefragungen 

teilweise von sprachkundigen Korpsangehörigen übersetzt oder direkt in der 

entsprechenden Sprache geführt werden. Bei Einvernahmen mit Beweischarakter wird 

die Übersetzung durch zertifizierten Dolmetschenden sichergestellt.115 

5. Medizinische Versorgung 

5.1. Hafterstehungsfähigkeit und Suizidprävention 

49. Gemäss der Verordnung über die Gefängnisse und Polizeizellen116 ziehen die 

Korpsangehörigen «bei medizinischen oder persönlichen Problemen» der inhaftierten 

Personen «nach eigenem Ermessen und in pflichtgemässer Verantwortung 

entsprechende Fachleute bei». Die Polizei Basel-Landschaft verfügt zudem über eine 

Checkliste Hafterstehungsfähigkeit117, an welcher sich die Korpsangehörigen orientieren 

können.  

50. Die Checkliste Hafterstehungsfähigkeit sieht unter anderem vor, dass die 

Hafterstehungsfähigkeitsprüfung «vorgängig» durchgeführt wird, hafterstehungs-

unfähige Personen nicht unbewacht in einer Zelle platziert werden dürfen und 

gesundheitlich beeinträchtigte Personen118 in allen Fällen zwingend Atemalkoholproben 

zu unterziehen und bezüglich ihrer körperlichen Verfassung zu befragen sind. Zudem ist 

bei hohen Alkoholwerten119, verweigerter Atemalkoholprobe, Verdacht auf 

Betäubungsmittel- oder Mischkonsum sowie bei beeinträchtigten oder verletzten 

Personen eine ärztliche Untersuchung erforderlich. Die medizinische Überprüfung 

erfolgt durch die Mobilen Ärzte oder in der Notfallaufnahme. Ist eine sichere 

Unterbringung in den Zellen der Polizei oder der Gefängnisse nicht garantiert, so ist die 

Person in medizinischer Obhut zu belassen und falls erforderlich im Spital zu 

überwachen. Die Kommission stellt fest, dass den zuständigen Korpsangehörigen damit 

klare Kriterien zur Verfügung stehen, anhand derer eine ärztliche Überprüfung der 

Hafterstehungsfähigkeit veranlasst wird. 

51. Von den Korpsangehörigen erfuhr die Delegation weiter, dass die Zusammenarbeit mit 

den Mobilen Ärzten, der notfallpsychiatrischen Fachperson sowie dem Spital in Liestal 

funktioniert. Die Kommission stellt fest, dass festgenommene Personen von der Polizei 

systematisch zu ihrem Gesundheitszustand befragt werden. Aus den eingesehenen 

Unterlagen und den Gesprächen mit inhaftierten Personen geht zudem hervor, dass der 

Beizug der Mobilen Ärzte regelmässig erfolgt. Gemäss den internen Konzepten zur 

Durchführung des Polizeigewahrsams in den Gefängnissen in Liestal und Muttenz 

müssen betroffene Personen zwingend einer Überprüfung der Hafterstehungsfähigkeit 

 
115 In den Einvernahmeprotokollen wird eine Übersetzung im Abschnitt «Übersetzung» ausgewiesen; 
entsprechende Hinweise erscheinen in Form von Initialen oder Nummern. 
116 Art. 6 Abs. 2 VGPZ-BL. 
117 Checkliste Hafterstehungsfähigkeit vom 22. September 2023, S. 1 f. 
118 Die Checkliste definiert als gesundheitliche Beeinträchtigung das Vorliegen akuter Krankheiten, 
Drogenkonsum, Medikamentenkonsum, Alkoholmissbrauch (AIkoholentwöhnungskur / Alkoholabhängigkeit) oder 
sonstige physische oder psychische Probleme. 
119 Mehr als 1.25 mg/l bei erwachsenen Personen und mehr als 0.5 mg/l bei minderjährigen Personen. 
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unterzogen werden.
120 

5.2. Läsionsregister 

52. Verletzungen bei festgenommenen Personen werden in den Akten vermerkt und 

fotografisch dokumentiert. Eine ausführliche Dokumentation sowie ein 

Verletzungsregister und Vorgaben zur systematischen Weiterleitung an eine zu 

schaffende unabhängige Behörde fehlen. Mehrere inhaftierte Personen berichteten der 

Delegation über leichte Verletzungen bei der Festnahme.121 Die Kommission empfiehlt 

der Polizei Basel-Landschaft, ein Register für Verletzungen (Läsionsregister) zu 

führen und sowohl bereits davor bestehende Verletzungen als auch solche, die 

durch die Anwendung von polizeilichem Zwang entstanden sind, systematisch zu 

dokumentieren.122 

6. Beschwerden sowie Recht auf eine unabhängige und effektive 

Untersuchung 

53. Gegen sofort vollzogene polizeiliche Massnahmen kann gemäss Art. 42 Abs. 1 des 

kantonalen Polizeigesetzes innert zehn Tagen beim Regierungsrat Beschwerde erhoben 

werden.123 Zudem kann jede Person gemäss Art. 43 Abs. 1 des Verwaltungs-

verfahrensgesetzes124 jederzeit Tatsachen anzeigen, die ein aufsichtsrechtliches 

Einschreiten gegen die Polizei Basel-Landschaft erforderlich erscheinen lassen. Nach 

Angaben der Korpsangehörigen werden Meldungen zu polizeilichem Fehlverhalten 

häufig schriftlich und direkt beim Kommando eingereicht oder gehen über die einzelnen 

Polizeiposten ein. Darüber hinaus besteht die Möglichkeit, Korpsangehörige unmittelbar 

bei der Polizei oder der Staatsanwaltschaft zur Anzeige zu bringen. Eine derartige 

Anzeige zieht eine strafprozessuale Abklärung des erhobenen Vorwurfs nach sich. 

Ergänzend steht im Kanton die Ombudsstelle Basel-Landschaft als Anlaufstelle zur 

Verfügung, welche Hinweise auf polizeiliches Fehlverhalten entgegennimmt und von der 

Polizei Basel-Landschaft Stellungnahmen einfordern kann. 

54. Die Polizei führt eine Beschwerdestatistik, in welcher die eingegangenen Beschwerden 

unter anderem nach ihrer Beurteilung als gerechtfertigt oder nicht gerechtfertigt 

kategorisiert werden.125 Zwischen dem 1. Januar 2023 und dem 31. Dezember 2024 

wurden 45 Beschwerden dokumentiert.126 

55. In der Regel werden die betroffenen Korpsangehörigen nach Beschwerdeeingang zu 

einem Gespräch mit ihren Vorgesetzten und einer Stellungnahme eingeladen. Eine 

 
120 Nachtzuführungen (Polizeigewahrsam) Einschluss MA Pol im Gefängnis SJZ Muttenz vom 1. Mai 2022 sowie 
Nachtzuführungen (Polizeigewahrsam) Einschluss MA Pol im Gefängnis Liestal vom 1. Mai 2022, Punkt 5.  
121 Verletzungen an den Handgelenken und im Genitalbereich. 
122 Report to the Latvian Government on the visit to Latvia carried out by the European Committee for the 
Prevention of Torture and Inhuman or Degrading Treatment or Punishment (CPT) from 22°to°31°May 2024, 
CPT/Inf(2025)04, 26.°Februar 2025, Rz.°24-26; Rapport au Gouvernement de la République française relatif à la 
visite effectuée en France par le Comité européen pour la prévention de la torture et des peines ou traitements 
inhumains ou dégradants (CPT) du 15°au°27°novembre 2015, CPT/Inf(2017)7, 7.°April 2017, Rz.°70. 
123 Art. 42 Abs. 1 PolG-BL. 
124 Verwaltungsverfahrensgesetz Basel-Landschaft (VwVG-BL) vom 13. Juni 1988, GS 29.677. 
125 Weiter werden die Beschwerden in die Kategorien «Verhalten», «Qualität» und «Prozess»  
126 In 24 Fällen wurden die Beschwerden als unberechtigt kategorisiert. In zwei Fällen wurden Beschwerden als 
berechtigt qualifiziert. In neunzehn Fällen fehlte es an einer entsprechenden Einordnung. 
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Überprüfung der Umsetzung allfälliger Massnahmen fehlt jedoch.  

56. Das Beschwerdesystem wird von den Korpsangehörigen in den Gesprächen als bekannt 

und funktionierend beschrieben. Keine der Korpsangehörigen, mit denen die Delegation 

gesprochen hat, seien bisher in einer Situation gewesen, eine Meldung machen zu 

müssen. Korpsangehörige würden Fehlverhalten zunächst direkt ansprechen und sich 

bei Bedarf an die Vorgesetzten wenden. 

57. Die Kommission erachtet es als notwendig, dass alternative und unabhängige 

Beschwerdemechanismen bestehen, an die sich (ehemalige) inhaftierte und andere 

Personen bei Vorwürfen von Misshandlung, Diskriminierung, Rassismus oder anderem 

Fehlverhalten gegen die Polizei wenden können und welche die betroffenen Personen 

in das Verfahren miteinbeziehen.127 Die Kommission empfiehlt der Polizei Basel-

Landschaft, Betroffene proaktiv über die bestehenden Beschwerdemöglichkeiten 

zu informieren.128 Zur Wahrung der Transparenz sollten die Statistiken über die 

Anzahl und Art der Beschwerden und deren Ausgang veröffentlicht werden.129 

7. Vulnerable Personen 

7.1. Minderjährige 

58. Die Kommission stellt fest, dass die Polizei Basel-Landschaft bei der Inhaftierung von 

Minderjährigen in einzelnen Bereichen über spezifische Vorgehensweisen verfügt. So 

steht ein spezifisches «Merkblatt für jugendliche beschuldigte Personen» zur Verfügung, 

anhand dessen inhaftierte Minderjährige über ihre prozessualen Rechte informiert 

werden. Weiter hält die Dienstvorschrift zur Personendurchsuchung fest, dass bei der 

Durchsuchung minderjähriger Personen ihrer besonderen Schutzbedürftigkeit 

Rechnung zu tragen ist. Insbesondere wird darauf hingewiesen, dass ein solcher Eingriff 

für Minderjährige deutlich belastender sein kann als für Erwachsene. Zudem stellte die 

Kommission fest, dass die Checkliste zur Hafterstehungsfähigkeit spezifische Vorgaben 

für minderjährige Inhaftierte enthält. Unmündige Personen sind bei Auffälligkeiten 

hinsichtlich eines möglichen Alkohol-, Medikamenten- oder Drogeneinflusses einer 

Atemalkoholprobe oder einem Drogenschnelltest zu unterziehen. Ab einem Wert von 

0.5 mg/l oder bei einem positiven Drogentest ist eine ärztliche Untersuchung 

vorgesehen. Die obhutsberechtigten Personen sind in jedem Fall zu benachrichtigen. 

Die Kommission begrüsst, dass für inhaftierte Minderjährige spezifische Regelungen zur 

 
127 Siehe dazu die Empfehlungen internationaler Menschenrechtsorgane der UNO und des Europarates 
(Auswahl): UNO-Ausschuss gegen Folter CAT, Concluding observations on the seventh periodic report of 
Switzerland, 7 September 2015, CAT/C/CHE/CO/7, Rz. 10; UNO-Menschenrechtsausschuss CCPR, Concluding 
observations of the Human Rights Committee – Switzerland, 3 November 2009, CCPR/C/CHE/CO/3, Rz. 14; 
Europäische Kommission gegen Rassismus und Intoleranz, ECRI-Bericht über die Schweiz (Sechste 
Prüfungsrunde), 19. März 2020 (Commission européenne contre le racisme et l'intolérance (ECRI), Rapport de 
l’ECRI sur la Suisse (sixième cycle de monitoring, 19 Mars 2020), Rz. 112; CERD/C/CHE/CO/10-12, Rz. 18. 
128 JÖRG KÜNZLI, EVELYNE STURM, VIJITHA VEERAKATTY, Rechtsschutz gegen polizeiliche Übergriffe, Eine 
Darstellung der Beschwerdemechanismen in der Schweiz, Schweizerisches Kompetenzzentrum für 
Menschenrechte, Bern 2014; CPT, Bericht Schweiz 2024, Rz. 25. 
129 United Nations Office on Drugs and Crime (UNODC), Handbook on police accountability, oversight and 
integrity, 2011, S. 36; UNO-Menschenrechtsausschuss CCPR, Allgemeine Bemerkung Nr. 20 zu Artikel 7 (Verbot 
der Folter und anderer grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe), 1992 (CCPR 
General Comment No. 20: Article 7 [Prohibition of Torture, or Other Cruel, Inhuman or Degrading Treatment or 
Punishment], 1992), Rz. 14. 
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Beurteilung der Hafterstehungsfähigkeit bestehen, welche deren besondere 

Vulnerabilität berücksichtigen.  

59. Nach Angaben der Korpsangehörigen werden Minderjährige gemäss Dienstvorschrift 

gefesselt und wie Erwachsene in der Regel mit auf dem Rücken angelegten 

Handschellen transportiert.130 Der Entscheid über den Einsatz der Handschellen sowie 

über deren Art der Anlegung erfolgt ebenfalls situativ und ist abhängig vom Delikt sowie 

vom Verhalten der betroffenen Minderjährigen.131  

60. Entsprechend der Dienstvorschrift für Gefangenentransporte sind Transporte von 

Kindern «kindes- und jugendgerecht» auszuführen.132 Die Kommission stellt fest, dass 

die Polizei Basel-Landschaft auch inhaftierte Minderjährige mit den Zellenwagen 

transportiert133 und diese während der Polizeihaft in den Zellen auf den Polizeiposten 

untergebracht sind. Gemäss der Dienstvorschrift zum Gefangenenwesen werden 

«jugendliche Straftäter bzw. Straftäterinnen» bis zu 24 Stunden im Gefängnis Waaghof 

im Kanton Basel-Stadt untergebracht.134 

61. Die Kommission empfiehlt den Behörden des Kantons Basel-Landschaft, 

Minderjährigen aufgrund ihrer Verletzlichkeit und den materiellen Verhältnissen 

nicht in den Zellen auf Polizeiposten unterzubringen und in der Regel in zivilen 

Einsatzfahrzeugen zu transportieren.135 Die Kommission empfiehlt, Fesselungen 

bei Minderjährigen nur in begründeten Ausnahmefällen und unter strikter 

Anwendung des Verhältnismässigkeitsprinzips anzuordnen. 

62. Die Kommission stellte anhand der Einvernahmeprotokolle und den Gesprächen mit 

Korpsangehörigen weiter fest, dass die Polizei Basel-Landschaft Minderjährige auch 

ohne Anwältin oder Anwalt sowie ohne ihre Eltern bzw. die gesetzliche Vertretung 

befragt.136 In mehreren Fällen betraf dies unbegleitete asylsuchende Minderjährige.137 In 

Rahmen einer weiteren Einvernahme wurde eine minderjährige Person nicht über ihr 

Recht auf Anwesenheit einer Vertrauensperson informiert. Aufgrund ihrer Vulnerabilität 

und des überwiegenden Kindesinteresses sollten Minderjährige nie ohne die 

Anwesenheit einer Anwältin oder eines Anwalts und grundsätzlich auch nicht ohne ihre 

Eltern oder eine andere Vertrauensperson von der Polizei befragt werden. Eine 

Regelung, die es den Minderjährigen überlässt, ob sie die Anwesenheit einer Anwältin 

oder eines Anwalts sowie von einer Vertrauensperson verlangen oder nicht, ist nach 

Ansicht der Kommission dem Schutz der Minderjährigen nicht dienlich.138 Die 

Kommission empfiehlt den zuständigen Behörden, die notwendigen 

 
130 Dienstvorschrift 3.2.2 zu Gefangenentransporten vom 19. Februar 2014, Rz. 5.5. 
131 Siehe dazu Rz. 20 f. 
132 Dienstvorschrift 3.2.2 zu Gefangenentransporten vom 19. Februar 2014, Rz. 5.5. 
133 Dies ergibt sich aus den gesichteten Gefangenenlaufblättern sowie der Dienstvorschrift 3.2.1 zum 
Gefangenenwesen vom 19. Februar 2014, Rz. 4.4 und 5.1. 
134 Gemäss Art. 11 Abs. 3 VBGH-BL ist ihrer Betreuung besondere Aufmerksamkeit zu schenken. 
135 Juveniles deprived of their liberty under criminal legislation, Extract from the 24th General Report of the CPT, 
CPT/Inf(2015)1-part, Rz. 99. 
136 Die Kommission sichtete acht Einvernahmeprotokolle von minderjährigen Personen. In sieben Fällen 
verzichteten die einvernommenen Minderjährigen ausdrücklich auf den Beizug einer Verteidigung. In einem Fall 
wurde trotz dem Hinweis der minderjährigen Person, keine Verteidigung zu benötigen, eine Anwältin 
hinzugezogen. In einem Fall wurde eine notwendige Verteidigung (Art. 130 StPO) organisiert.  
137 Die Kommission sichtete vier Einvernahmeprotokolle von unbegleiteten asylsuchenden Minderjährigen. 
138 CPT, Bericht Schweiz 2024, Rz. 40. 
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Voraussetzungen zu schaffen, damit Minderjährige nicht ohne Anwältin oder 

Anwalt und grundsätzlich nicht ohne Anwesenheit eines Elternteils oder einer 

Vertrauensperson polizeilich einvernommen werden.139 

7.2. LGBTIQ+-Personen 

63. Gemäss internationalen Richtlinien sind trans, non-binäre und geschlechtsvariante 

Personen von Korpsangehörigen des von der durchsuchten Person gewünschten 

Geschlechts zu durchsuchen.140 In der Dienstvorschrift zur Personendurchsuchung der 

Polizei Basel-Landschaft werden die Korpsangehörigen im Rahmen von körperlichen 

Durchsuchungen angehalten, in angemessener Weise Rücksicht nehmen, wenn die 

betroffene Person ihr Geschlecht teilweise oder vollständig angeglichen hat, sich keinem 

Geschlecht zugehörig fühlt oder eine männliche und weibliche Geschlechtsausprägung 

aufweist.141 In den Gesprächen mit der Delegation bestätigten die Korpsangehörigen 

dieses Vorgehen und teilten mit, dass Schulungen zu dieser Thematik stattfinden. Die 

Anweisung im Dienstbefehl war den Korpsangehörigen nicht bekannt. 

64. Die Kommission begrüsst, dass die Polizei den besonderen Bedürfnissen von trans, 

nicht-binären und geschlechtsvarianten Personen bei körperlichen Durchsuchungen 

Rechnung trägt. Die Kommission empfiehlt, die Korpsangehörigen entsprechend 

der bestehenden Richtlinien regelmässig zu schulen. 

7.3. Personen mit Substanzeinfluss 

65. Gemäss den internen Konzepten zur Durchführung des Polizeigewahrsams in den 

Gefängnissen in Liestal und Muttenz sind neben nicht hafterstehungsfähigen Personen 

auch Personen zur drogen- oder alkoholbedingten Ausnüchterung vom 

Polizeigewahrsam ausgeschlossen. Der Korpsangehörigen schilderten mehrheitlich, 

dass bei der Polizei Basel-Landschaft keine Ausnüchterungen durchgeführt und stark 

alkoholisierte Personen weder in Zellen noch in Warteräumen untergebracht werden. 

Stattdessen würden je nach Situation eine Abholung oder ein Transport nach Hause 

organisiert. Bei medizinischen Auffälligkeiten werde die Sanität oder eine ärztliche 

Fachperson beigezogen, und die Ausnüchterung erfolge gegebenenfalls im Spital. 

Einzelne Korpsangehörige gaben an, dass kurzfristige Ausnüchterung in 

Ausnahmefällen oder bei Fremdgefährdung möglich seien. 

  

 
139 CPT, Bericht Schweiz 2024, Rz. 40; CPT, Bericht Schweiz 2022, Rz. 28. 
140 Transgender persons in prison, Extract from the 33rd General Report (2023) of the CPT, Published in 2024,  
CPT/Inf (2024)16-part, S. 13; Schweizerisches Kompetenzzentrum für Justizvollzug (SKJV), Die Betreuung von  
LGBTIQ+ Personen im Freiheitsentzug, Grundlagenpapier, 2021, S. 15. 
141 Dienstvorschrift 3.1.12 zur Personendurchsuchung vom 30. Mai 2024, Rz. 7. 
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Bericht der Nationalen Kommission zur Verhütung von Folter (NKVF) an den Regie­
rungsrat des Kantons Basel-Landschaft über den Besuch der Polizei Kanton Basel­
Landschaft vom 23. September und 29. Oktober 2025; Stellungnahme 

Sehr geehrte Frau Präsidentin 
Sehr geehrte Damen und Herren 

Die Sicherheitsdirektion des Kantons Basel-Landschaft nimmt den Bericht der Nationalen Kommis­
sion zur Verhütung von Folter (NKVF) vom 08.04.2026 sowie die darin enthaltenen Empfehlungen 
zur Kenntnis und würdigt die Arbeit der Kommission im Bereich der Wahrung der Grund- und Men­
schenrechte. Wir bedanken uns für die Möglichkeit zur Stellungnahme zu dem im Betreff erwähn­
ten Bericht. 

Vorbemerkung 

Die von der NKVF formulierten Feststellungen und Empfehlungen betreffen Themenfelder, die sich 
in einem zunehmend komplexen Aufgaben- und Strukturumfeld bewegen. Die staatliche Aufga­
benerfüllung steht heute zunehmend in einem Spannungsfeld zwischen hoher rechtlicher Regulie­
rungsdichte und einer heterogenen gesellschaftlichen Realität. 

Dabei wird die nationale Gesetzgebung zunehmend durch internationale Standards und interkan­
tonale Vereinbarungen überlagert, was die Anforderungen an einen rechtssicheren Vollzug der 
Gesetze erhöht. Steigende Anforderungen an die Verfahrenstransparenz und umfassende Doku­
mentationspflichten binden Ressourcen und erfordern eine kontinuierliche Anpassung der behörd­
lichen Prozesse. 

Dabei gelten für den Kanton Basel-Landschaft die strikte Einhaltung rechtsstaatlicher Prinzipien 
sowie ein ethisch verantwortungsvolles Handeln als oberste Maxime. Die konsequente Umsetzung 
dieser Grundsätze wird im Kanton Basel-Landschaft durch etablierte Prozesse und eine kontinuier­
liche Sensibilisierung der zuständigen Stellen sichergestellt. 



Zu den einzelnen Empfehlungen aus dem Bericht NKVF vom 08.04.2026 

Ziff. 2. Nr. 10 (Augenbinden) 

BASEL IJ 
LAN DSCHAFTl 

Der Einsatz von Augenbinden kann nach Ansicht der Kommission eine emiedn·gende und un­
menschliche Behandlung darstellen, insbesondere im Rahmen von körperlichen Durchsuchungen. 
Die Kommission empfiehlt der Polizei Basel-Landschaft, auf den Einsatz von Augenbinden zu ver­
zichten. 

Die Empfehlung wird grundsätzlich unterstützt. Ein genereller Verzicht auf den Einsatz von Augen­
binden erscheint jedoch nicht angezeigt. Der Einsatz erfolgt ausschliesslich in eng begrenzten 
Ausnahmefällen, namentlich zur Wahrung überwiegender Sicherheitsinteressen (Schutz von Ein­
satzkräften sowie sensibler Infrastruktur) und auch des Persönlichkeitsschutzes der verhafteten 
Person (Handyvideos im öffentlichen Raum). Unter Berücksichtigung des Verhältnismässigkeits­
prinzips sowie der einschlägigen polizeirechtlichen Grundlagen ist die Verwendung in einzelfallbe­
zogenen Anwendungen rechtlich begründbar und zulässig. 

Ziff. 2.1., Nr. 14 (körperliche Durchsuchungen) 

Die Kommission empfiehlt zum Schutz der Privatsphäre der inhaftierten Personen, Leibesvisitatio­
nen nicht in videoüberwachten Räumen durchzuführen. 

Im Grundsatz dient die Videoüberwachung dem Schutz aller Beteiligten, insbesondere der inhaf­
tierten Personen. Die Installation der Videoüberwachung wurde so vorgenommen, dass sensible 
Bereiche, insbesondere sanitäre Anlagen, von der Erfassung und Übertragung ausgenommen be­
ziehungsweise unkenntlich gemacht sind. Bezüglich der Thematik Leibesvisitation im Bereich der 
Videokameras anerkennen wir die dargelegte Empfehlung und passen die polizeilichen Richtlinien 
sowie die Abläufe im Verantwortungsbereich der Polizei an. 

Ziff. 2.1., Nr. 15 (mehrfache Leibesvisitationen) 

Die Kommission empfiehlt der Polizei Basel-Landschaft intern sowie in Absprache mit den kanto­
nalen Gefängnissen darauf hinzuwirken, dass mehrfache aufeinanderfolgende Leibesvisitationen 
van inhaftierten Personen vermieden werden. 

Die Kommission hält zutreffend fest, dass es bei inhaftierten Personen, die in kantonale Gefäng­
nisse überführt werden, grundsätzlich nicht zu mehrfachen körperlichen Durchsuchungen kommt. 
Mehrfache Durchsuchungen können sich jedoch trotzdem aus unterschiedlichen Zuständigkeiten 
(Polizei, Justizvollzug) sowie aus unterschiedlichen Sicherheitsanforderungen ergeben. Diese sind 
rechtlich individuell zu beurteilen. Eine aufeinanderfolgende Leibesvisitation durch die verschiede­
nen Zuständigkeitsbereiche kann daher notwendig sein, solange jede einzelne Massnahme be­
gründbar und verhältnismässig ist. 

Ziff. 2.2., Nr. 22 (Fesselungen bei Transporten) 

Die Kommission empfiehlt der Polizei Basel-Landschaft, bei Transporten im Zellenwagen auf Fes­
selungen zu verzichten. Insbesondere sollten Fesselungen auf dem Rücken in Zellenwagen aus 
Verkehrssicherheitsgründen in jedem Fall unterbleiben. 

Das Thema wird mit den Mitarbeitenden der polizeilichen Sicherheitsassistenz aufgenommen. Die 
Anwendung von Fesselungen soll gestützt auf eine individuelle Gefährdungsbeurteilung erfolgen. 
Ein genereller Verzicht, insbesondere bei Transporten, wäre mit der staatlichen Schutzpflicht ge-
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gen über Mitarbeitenden und Dritten jedoch schwer vereinbar. Auch ein kategorisches Verbot be­
stimmter Fesselungsarten ist nicht geboten, solange die Massnahme begründbar und verhältnis­
mässig bleibt. Dabei spielen mehrere sicherheitsrelevante Faktoren eine Rolle, welche in der Ein­
zelbeurteilung vorgenommen werden müssen. Primär verhindern Fesselungen Fluchtversuche und 
Angriffe auf Polizistinnen und Polizisten - sie dienen somit einer Erhöhung der Sicherheit aller Be­
teiligten sowie von unbeteiligten Dritten (bspw. im Falle einer Flucht). 

' 
Ziff. 2.2., Nr. 25 (Fesselungen bei medizinischen Behandlungen) 

Die Kommission empfiehlt der Polizei Basel-Landschaft, Fesselungen bei medizinischen Untersu­
chungen und Behandlungen zu vermeiden und solche nur auf ärztliches Verlangen anzuwenden. 
Gespräche zwischen medizinischen Fachpersonen und inhaftierten Personen sind ausserhalb der 
Hörweite und, sofern von ärztlicher Seite nichts anderes verlangt wird, ausserhalb der Sichtweite 
von Korpsangehörigen zu führen. 

Die Entscheidung, inhaftierte Personen bei medizinischen Untersuchungen zu fesseln oder durch 
Polizeikräfte zu sichern, erfordert stets eine sorgfältige Abwägung zwischen den Persönlichkeits­
rechten der Betroffenen und dem Sicherheitsauftrag des Staates. Die Anwesenheit von Polizeikräf­
ten und gegebenenfalls eine Fesselung können daher im Einzelfall notwendig sein. Dabei muss 
eine enge Absprache zwischen dem medizinischen Personal und den Sicherheitskräften erfolgen. 
Der Verhältnismässigkeit der Massnahme ist dabei ein besonderes Augenmerk zu widmen und im 
Einzelfall zu prüfen. Folgende (Teil-) Überlegungen fliessen in die Entscheidung ein: 

1. Gewährleistung der Fluchtsicherheit Spitäler und Arztpraxen sind baulich nicht für den Straf­
vollzug ausgelegt Fehlende Sicherungen an Ausgängen und Fenstern machen diese Orte zu 
Risikozonen für Fluchtversuche. Zudem kann die Aussicht auf eine günstige Gelegenheit im 
zivilen Umfeld zu spontanen Fluchtimpulsen führen. 

2. Schutz des medizinischen Personals, Dritter und Patienten: Medizinische Untersuchungen er­
fordern oft eine räumliche Nähe zwischen medizinischem Personal und Patienten. Eine Fesse­
lung minimiert das Risiko tätlicher Angriffe auf das Personal und möglicher Drittpersonen. Auf­
grund der vorhandenen medizinischen Instrumente verringert eine Fesselung zudem die Ge­
fahr von Selbst- und Fremdverletzung sowie die Möglichkeit einer entsprechenden Eskalation 
(z.B. Geiselnahme). 

Die bestehenden Regelungen (Amts- und Berufsgeheimnis) tragen sowohl der ärztlichen Schwei­
gepflicht als auch den Sicherheitsanforderungen Rechnung. 

Ziff. 2.3., Nr. 26 (Transporte) 

Die Kommission empfiehlt der Polizei Basel-Landschaft, Transportfahrzeuge einzusetzen, die den 
menschenrechtlichen Standards entsprechen. 

Die eingesetzten Transportfahrzeuge entsprechen den in der Schweiz verwendeten baulichen 
Standards. Die Empfehlung wird zum Anlass genommen, die Flotte zu überprüfen und bei Ersatz­
beschaffungen menschenrechtliche Anforderungen besonders zu gewichten. 

Ziff. 2.4., Nr. 27 (ethnisches Profiling) 

Die Kommission begrüsst die bestehenden Massnahmen. Die Kommission empfiehlt jedoch ein 
ausdrückliches Verbot von ethnischem Profiling. Darüber hinaus ermutigt sie die zuständigen Be­
hörden, die Weiterbildungs- und Präventionsmassnahmen fortzusetzen. 
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Diskriminierendes Verhalten ist bereits heute durch Art. 8 BV sowie einschlägige Strafnormen un­
tersagt. Ein zusätzliches explizites Verbot würde keine eigenständige Rechtswirkung entfalten. Un­
ser Fokus bleibt daher auf der konsequenten Anwendung des geltenden Rechts sowie bei der 
Aus- und Weiterbildung. 

Ziff. 2.5., Nr. 29 (Überwachung der Bissvorfälle von Diensthunden) 

Um den verhältnismässigen Einsatz von Polizeihunden sicherzustellen und das Risiko von Biss­
verletzungen zu reduzieren, erachtet die Kommission eine genaue Überwachung der Bissvorfälle 
für angezeigt. 

Die lückenlose Dokumentation aller Diensthundeeinsätze in einer separat geführten Einsatzstatis­
tik gewährleistet eine vollständige Nachvollziehbarkeit. Bei einem Einsatz eines Diensthundes mit 
Personenschaden besteht eine strikte Meldepflicht Der verantwortliche Diensthundeführer muss 
unverzüglich die oberste Führungsinstanz (Kommando) informieren. Zur fachlichen und individuel­
len Nachbearbeitung erfolgt ausserdem eine Information an die Verantwortlichen der Einheit. Bei 
Bissvorfällen durch einen Diensthund wird zusätzlich standardmässig der Kantonstierarzt infor­
miert Nach unserer Einschätzung reichen diese bereits getroffenen Massnahmen aus, um den 
Anforderungen und Hinweisen der Kommission vollständig gerecht zu werden. 

Ziff. 3.2., Nr. 39 (Dokumentation und Dauer des Freiheitsentzugs) 

Die Kommission empfiehlt der Polizei Basel-Landschaft, die bestehenden Gefangenenlaufblätter 
systematisch und vollständig zu führen und in einem zentralen Register zu erfassen. Aufgrund der 
Grösse und Ausstattung sollten Personen in den Zellen für die kurzfristige Aufnahme und zeitnahe 
Abklärung (sog. Warlezellen) nur kurzzeitig und nicht über Nacht festgehalten werden. 

Die bestehenden Dokumentationsinstrumente erfüllen die gesetzlichen Anforderungen. Wir neh­
men die Empfehlung zu Anlass, die Mitarbeitenden erneut darauf hinzuweisen, die ausgefüllten 
Gefangenenlaufblätter vollständig zu halten und im System zu hinterlegen. 

Die Warte-Nisitationszellen dienen im Grundsatz der Aufnahme angehaltener Personen, welche 
sich zwecks erster Abklärung und/oder zur weiteren Abarbeitung im Rahmen des polizeilichen Auf­
trages in Obhut der Polizei Basel-Landschaft befinden. Im Regelwerk der Polizei wird klar darauf 
hingewiesen, dass die maximale Festhaltedauer gemäss Polizeigesetz Basel-Landschaft und 
Strafprozessordnung nicht in diesen Räumlichkeiten vollzogen werden kann. Aufgrund der Fest­
stellung und Empfehlung der NKVF überprüfen wir die entsprechenden internen Unt~rlagen auf 
Präzisierungsbedarf. 

Ziff. 3.2., Nr. 42 (Unterbringung in Arrestzellen) 

Die Kommission erachtet die standardmässige Unterbringung von Personen im Polizeigewahrsam 
in Arrestzellen als nicht verhältnismässig und empfiehlt, eine geeignete Unterbdngung sicherzu­
stellen. 

Die Unterbringung in Arrestzellen im Gefängnis Liestal erfolgt in seltenen Fällen, namentlich wenn 
die Zellen im Gefängnis Muttenz nicht verfügbar sind oder spezielle Gründe, wie beispielsweise 
Kollusionsgefahr, bestehen. Die Unterbringung erfolgt jedoch im Rahmen der gesetzlichen Vorga­
ben und unter Berücksichtigung sicherheitsrelevanter Aspekte. 
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Die Kommission empfiehlt der Polizei Basel-Landschaft, ein Register für Verletzungen (Läsionsre­
gister) zu führen und sowohl bereits davor bestehende Verletzungen als auch solche, die durch die 
Anwendung von polizeilichem Zwang entstanden sind, systematisch zu dokumentieren. 

Verletzungen werden bereits heute im Rahmen der bestehenden Dokumentationspflichten erfasst 
und in den Akten vermerkt. Die Einführung eines zusätzlichen Registers ist rechtlich nicht zwin­
gend, führt zu einem erheblichen Mehraufwand und hätte einen geringen Nutzen. Eine entspre­
chende Aufarbeitung ist bereits mit den heutigen Mitteln gewährleistet. 

Ziff. 6., Nr. 57 (Beschwerden sowie Recht auf eine unabhängige und effektive Untersu­
chung) 

Die Kommission empfiehlt der Polizei Basel-Landschaft, Betroffene proaktiv über die bestehenden 
Beschwerdemöglichkeiten zu informieren. Zur Wahrung der Transparenz sollten die Statistiken 
über die Anzahl und Art der Beschwerden und deren Ausgang veröffentlicht werden. 

Die Leitung der Polizei Basel-Landschaft weist darauf hin, dass sie jegliche Beschwerden wegen 
des Vorgehens oder Verhaltens ihrer Mitarbeitenden sehr ernst nimmt und sorgfältig abklärt. Das 
polizeiliche Beschwerdeverfahren ist innerhalb der Organisation geregelt und wird zentral geführt. 
Beschwerden können darüber hinaus sowohl bei der unabhängigen Ombudsstelle des Kantons 
Basel-Landschaft (§ 8 Ombudsgesetz) wie auch als aufsichtsrechtliche Anzeige (§ 43 Verwal­
tungsverfahrensgesetz Basel-Landschaft) vorgebracht werden. Diese Wege sind im Internet publi­
ziert und können eingesehen werden. Alle Eingaben werden direkt mit den involvierten Stellen und 
den Beschwerdeführenden thematisiert und transparent kommuniziert. Weiterführende Massnah­
men erachten wir als nicht erforderlich. 

Ziff. 7., Nr. 61 (Minderjährige) 

Die Kommission empfiehlt den Behörden des Kantons Basel-Landschaft, Minderjährigen aufgrund 
ihrer Verletzlichkeit und den materiellen Verhältnissen nicht in den Zellen auf Polizeiposten unter­
zubringen und in der Regel in zivilen Einsatzfahrzeugen zu transportieren. Die Kommission emp­
fiehlt, Fesselungen bei Minderjährigen nur in pegründeten Ausnahmefällen und unter strikter An­
wendung des Verhältnismässigkeitsprinzips anzuordnen. 

Die Behandlung Minderjähriger erfolgt unter Beachtung der besonderen Schutzbedürftigkeit sowie 
der geltenden jugendstrafrechtlichen und jugendstrafprozessrechtlichen Bestimmungen. Spezifi­
sche Vorgehensweisen für jugendliche beschuldigte Personen sind in einem entsprechenden 
Merkblatt festgehalten und allen Mitarbeitenden zugänglich. Die Unterbringung in den Zellen der 
Polizei Basel-Landschaft findet in Ausnahmefällen und nach individueller Beurteilung der Sachlage 
statt. Diese Beurteilung findet gemäss der Weisung Art. 307 StPO der Jugendanwaltschaft und 
Art. 26 JStPO gemeinsam mit der Untersuchungsbehörde statt. Im Regelfall werden jugendliche 
Straftäter im eigens dafür eingerichteten Gefängnis Waaghof in Basel-Stadt untergebracht. 

Für den Transport von jugendlichen beschuldigten Personen stehen, nebst zivilen Gefangenen­
transportern und Patrouillenfahrzeugen, auch zivile Einsatzfahrzeuge zur Verfügung. Welche Mittel 
verwendet werden, unterliegt einer individuellen Güterabwägung, bewegt sich jedoch immer inner­
halb des gesetzlichen Rahmens und der Verhältnismässigl<eit. 
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Die Kommission empfiehlt den zuständigen Behörden, die· notwendigen Voraussetzungen zu 
schaffen, damit Minderjährige nicht ohne Anwältin oder Anwalt und grundsätzlich nicht ohne Anwe­
senheit eines Elternteils oder einer Vertrauensperson polizeilich einvernommen werden. 

Gemäss JStPO ist der Zuzug einer Anwältin oder eines Anwalts lediglich bei schweren Straftaten 
bindend (Art. 24 JStPO, notwendige Verteidigung). Bei leichten und minderschweren Delikten 
kann auf Wunsch der beschuldigten Person eine Anwältin oder ein Anwalt beigezogen werden. In 
diesen Fällen wird die einzuvernehmende Person auf diese Möglichkeit hingewiesen. Dieser Hin­
weis wird in den Einvernahmen entsprechend protokolliert. 

Art. 19 Abs. 2 JStPO weist darauf hin, dass urteilsfähige beschuldigte Jugendliche ihre Partei­
rechte selbstständig wahrnehmen können. Mit der Jugendanwaltschaft des Kantons Basel-Land­
schaft wurde diesbezüglich vereinbart, dass bei unter 1 Sjährigen Jugendlichen sowie bei urteilsun­
fähigen bzw. nur teilweise urteHsfähigen beschuldigten Jugendlichen zwingend eine gesetzliche 
Vertretung anwesend sein muss. Insbesondere im polizeilichen Ermittlungsverfahren gegen unbe­
gleitete minderjährige Asylsuchende (UMA) ist dies eine besondere interinstitutionelle Herausfor­
derung. Die vorgängig ausgeführten strafprozessualen Bestimmungen gewährleisten die notwendi­
gen Verfahrensrechte. 

Ziff. 7, Nr. 64 (LGBTIQ+-Personen) 

Die Kommission empfiehlt, die Korpsangehörigen entsprechend der bestehenden Richtlinien regel­
mässig zu schulen. 

Die Sensibilisierung der Mitarbeitenden ist Bestandteil der bestehenden Aus- und Weiterbildung 
und wird in geeigneter Form weitergeführt. Die Polizei Basel-Landschaft setzt darüber hinaus auf 
gezielte Schwerpunktkampagnen, etwa zur Prävention von Rassismus und sexueller Belästigung, 
um ein diskriminierungsfreies Arbeitsumfeld und einen professionellen Bürgerkontakt sicherzustel­
len. Die Behörde versteht diese Sensibilisierung nicht als punktuelle Massnahme, sondern als dau­
erhaften institutionellen Auftrag zur Förderung einer reflektierten Korpskultur. 

Die Sicherheitsdirektion dankt der NKVF für ihre Arbeit und die Kenntnisnahme der vorliegenden 
Stellungnahme. 

F~ d~ üsse 

Kathrin Schweizer 
Regierungsrätin 
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